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1. Einleitung 
Im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie Leben!“ erhalten Städte, Gemeinden und Land-
kreise mit lokalen Partnerschaften für Demokratie (PfD) Unterstützung bei der Erarbeitung und 
Umsetzung von Handlungskonzepten zur Förderung von Demokratie und Vielfalt und gegen Ext-
remismus.  

Konkret sollen über die PfD zivilgesellschaftlich und demokratisch aktive Menschen und Organi-
sationen, die sich in ihrem kommunalen Umfeld für die Demokratie engagieren, gestärkt und ver-
netzt werden. Für dieses Ziel arbeiten Verantwortliche und engagierte Personen aus der Kommu-
nalpolitik, Verwaltung und Zivilgesellschaft partnerschaftlich daran, eine lebendige und vielfältige 
Demokratie vor Ort sowie eine Kultur der Kooperation, des respektvollen Miteinanders, der gegen-
seitigen Anerkennung und der Unterstützung zu stärken. 

Ende 2025 beauftragte die PfD der Hansestadt Warburg das IMAP Institut mit der Erstellung einer 
Situations- und Ressourcenanalyse (SRA) für ihren Sozialraum. Die Analyse zielt darauf ab, in ei-
nem strukturierten und evidenzbasierten Verfahren die aktuellen Herausforderungen im Kontext 
von Demokratieförderung, (Jugend-)Beteiligung und Vielfalt zu ermitteln, die lokale Situation in 
Bezug auf relevante Themenfelder (wie demokratiefeindliche Vorfälle, politische Einstellungen 
und sozialräumliche Gegebenheiten) darzustellen sowie vorhandene Ressourcen und mögliche 
Potenziale zu identifizieren. 

Die Durchführung erfolgt in enger Abstimmung mit relevanten lokalen Schlüsselakteur:innen aus 
Zivilgesellschaft, Verwaltung und Politik, um ein tiefes Verständnis zu gewährleisten und eine fun-
dierte Grundlage für die strategische Weiterentwicklung und die Ableitung zielführender Maßnah-
men der PfD Warburg zu schaffen.  

Die Analyse basiert auf einer Dokumentenrecherche aus relevanten Daten und Publikationen (z. 
B. Sozialdatenberichte, Förderanträge und Polizeiliche Kriminalstatistiken) sowie dem Fachwissen 
und den Einschätzungen von Fachkräften und Expert:innen aus der Region. Sie fokussiert die spe-
zifischen Problemlagen in der Hansestadt Warburg, unterstützt ein koordiniertes Vorgehen bei der 
gemeinsamen Entwicklung von Handlungskonzepten und Strategien, vernetzt Akteure der Demo-
kratieförderung und stärkt die Bereitschaft zur aktiven Mitarbeit. Diese Arbeit schaff eine strategi-
sche Grundlage für die PfD Warburg, auf deren Basis weitere Schritte zur nachhaltigen Förderung 
von Demokratie, Beteiligung, Vielfalt und zivilgesellschaftlichem Engagement zielgerichtet ausge-
richtet und zukünftige Schwerpunkte gesetzt werden können. 

Zu Beginn wird das methodische Vorgehen dargestellt. Hier wird insbesondere der Ablauf der Da-
tensammlung, die Datenquellen (Dokumentenanalyse, Expert:innen-Interviews) sowie der Ablauf 
der Analyse erläutert. Kapitel 3 umfasst die Situationsanalyse für die PfD Warburg. Näher beleuch-
tete Themen hierbei sind: die demographische Entwicklung, die wirtschaftliche Situation, politi-
sche Einstellungsmuster, Wahlverhalten sowie politisch motivierte Kriminalität und eine gesamt-
hafte Betrachtung der sozialräumlichen Begebenheiten.  

Anschließend werden spezifische Problemlagen der Hansestadt Warburg beschrieben (Kapitel 4). 
Dazu zählen insbesondere: demokratiefeindliche und extremistische Vorfälle sowie die Verteilung 
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dieser über verschiedene Sozialräume, Einschätzung von Akteur:innen, die mit den Herausforde-
rungen konfrontiert sind und handlungserschwerende Faktoren.  

Daran anknüpfend analysiert dieser Bericht in Kapitel 5 die vorhandenen Ressourcen Warburgs 
und setzt sie in das Verhältnis zu den spezifischen Gegebenheiten und Herausforderungen vor Ort. 
Ein besonderer Blick gilt der demokratischen Zivilgesellschaft, kommunalpolitischen Akteuren, 
sektorübergreifenden Kooperationen, identifizierten Unterstützungsbedarfen, Vernetzungsange-
boten, sowie bereits bestehenden Ansätzen und Maßnahmen im Umgang mit Problemlagen vor 
Ort.  

Die Handlungsempfehlungen fassen folglich die wichtigsten Ergebnisse aus der Analyse und da-
raus resultierende Bedarfe zusammen. In einem abschließenden Fazit werden die Ergebnisse der 
Analyse resümiert und eingeordnet. Über den gesamten Bericht hinweg ergänzen die Einschät-
zungen von Expert:innen aus Zivilgesellschaft und Verwaltung vor Ort die Ergebnisse der Doku-
menten- und Datenanalyse, um eine lokale Beschreibung der Situation und vorhandenen Res-
sourcen zu gewährleisten. 

2. Methodisches Vorgehen 
Der methodische Fokus der Situations- und Ressourcenanalyse liegt auf einer triangulierten Vor-
gehensweise, die eine fundierte quantitative Datenbasis mit einer qualitativen Untersuchung der 
bestehenden Förder- und Beteiligungsstrukturen der Partnerschaft für Demokratie (PfD) ver-
knüpft. Eine enge Abstimmung mit dem federführenden Amt zu dem Vorgehen und den inhaltli-
chen Schwerpunkten stand am Beginn des Prozesses. Zu diesem Zwecke fand im September ein 
digitales Treffen mit dem federführenden Amt statt, bei dem das Vorgehen zur Erstellung der Si-
tuations- und Ressourcenanalyse abgesprochen sowie erste Themen und aktuelle Problemlagen 
auf in der Hansestadt für die Analyse abgestimmt wurden.  

Diese wurden gesammelt und mit Datenquellen zu einem Analyseraster verknüpft und in Abstim-
mung mit der Hansestadt Warburg zu folgenden Themenschwerpunkten des Berichts festgelegt:  

• dem sozialen Zusammenhalt,  

• Vielfalt und Diskriminierung,  

• demokratische Beteiligung sowie 

• Lebenswelten von marginalisierten Gruppen.  

Die Basis für die Beschreibung der Ist-Situaition, erfolgt zunächst auf Grundlage einer soliden Da-
tenanalyse eine detaillierte Auswertung objektiver Sozial-, Demographie- und Sicherheitsdaten. 
Hierbei konzentriert sich die Analyse auf die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) sowie auf die Be-
richte der Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus in NRW, um spezifische Herausforderun-
gen des ländlichen Raums zu erfassen. Ergänzend werden kommunale Bevölkerungsstatistiken 
und Sozialraumanalysen der Hansestadt Warburg herangezogen, um die Altersstruktur, Migrati-
onsanteile und soziale Lagen stadtteilscharf abzubilden. Generell gilt: an Stellen, an denen die Da-
tenerhebung nicht auf die Ebene der Stadt Warburg erhoben wurden, wird auf Daten für den Kreis 
Höxter zurückgegriffen. Dies wird entsprechend gekennzeichnet, z. B. im Falle der 
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Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder, welche – neben anderen Datenquellen – für 
die Beschreibung der wirtschaftlichen Situation herangezogen wird.  

Darauf aufbauend liegt ein zentraler Schwerpunkt der Untersuchung auf der Identifikation uner-
schlossener Themenfelder und ungenutzter Ressourcen innerhalb der bestehenden (PfD-)Struk-
turen vor Ort. Die Analyse prüft kritisch die aktuelle Förderpraxis seit 2023, um Ungleichgewichte in 
der Bewerbung und folglich auch Zuwendung aufzudecken. Ein besonderes Augenmerk gilt au-
ßerdem der Beteiligungskultur in der Hansestadt: Neben der Reichweitenanalyse (z. B. Nichterrei-
chen demokratieskeptischer Zielgruppen) wird die Partizipation der Jugendlichen analysiert, um 
wahrgenommene Defizite in wirksame Beteiligungsstrukturen zu skizzieren. Ziel ist es, vom Bedarf 
her zu schauen und verdeckte Themen- sowie Problemfelder im Bereich der Zivilgesellschaft 
sichtbar zu machen. 

 

Abbildung 1: Methodisches Vorgehen 

Nach der Auftragsklärung im September 2025 wurden, neben der Dokumentenanalyse, vier On-
line-Einzelinterviews sowie eine schriftliche Befragung mit Fachkräften aus Verwaltung und Zivil-
gesellschaft geführt, um die Erkenntnisse der Analyse zu kontextualisieren und zu erweitern. Ein 
Interview drehte sich dabei um Antidiskriminierungsarbeit, ein weiteres auf die Integration und 
Lebenslage von Migrant:innen. Zudem behandelte ein Interview das Thema politische Bildung so-
wie ein weiteres die Lebenslage und politische Einstellungen von Jugendlichen. Die genannten 
Interviews ergänzen die Analyse der Daten und Dokumente an relevanten Stellen; dieses mehr-
perspektivische Analysedesign mit der Einbindung unterschiedlicher lokaler Akteur*innen stellt si-
cher, dass verschiedene Perspektiven auf die Situation, Problemlagen und Ressourcen vor Ort ab-
gebildet und dadurch ganzheitliche Ableitungen getroffen werden können. Im Folgenden werden 
die Datenquellen gesamthaft dargestellt und mit dem Ablauf der Analyse verknüpft, um das De-
sign des Analyserasters detailliert zu erläutern.  

2.1 Ablauf der Analyse  

Die Durchführung der Situations- und Ressourcenanalyse erfolgt demnach in einem mixed-me-
thod Ansatz, der quantitative Datenanalysen mit qualitativen Erhebungsmethoden verzahnt. Die-
ser Prozess gliedert sich in vier aufeinanderfolgende Phasen, um zunächst eine fundierte 
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Datengrundlage zu schaffen, diese anschließend durch Expertenwissen zu kontextualisieren und 
schließlich in handlungsorientierte Strategien zu überführen. 

Im ersten Schritt erfolgt die Erfassung der Ausgangslage durch eine umfassende Dokumen-
tenanalyse und Online-Recherche. Hierbei wird der Raumkontext untersucht, indem demografi-
sche Entwicklungen, die wirtschaftliche Situation sowie politische Einstellungsmuster und das 
Wahlverhalten anhand von Quellen wie dem Zensus, Arbeitsmarktberichten oder dem Deutsch-
land Monitor analysiert werden. Parallel dazu widmet sich die Recherche den spezifischen Prob-
lemlagen vor Ort, indem Berichte zu demokratiefeindlichen und extremistischen Vorfällen sowie 
Ungleichwertigkeitsideologien ausgewertet werden.  

Darauf aufbauend werden im zweiten Schritt qualitative Erhebungen durchgeführt, um die Re-
chercheergebnisse zu qualifizieren und ein Tiefenverständnis für die lokalen Gegebenheiten zu 
entwickeln. In diesem Rahmen finden fünf leitfadengestützte Interviews mit einer Dauer von je-
weils etwa einer Stunde statt. Zielgruppe dieser Gespräche sind Schlüsselakteur:innen aus der Zi-
vilgesellschaft und Verwaltung. Inhaltlich fokussieren sich die Interviews auf die Identifikation von 
Ursachen und Kontextbedingungen der Problemlagen sowie auf die Erfassung der bestehenden 
Akteurslandschaft, der Kooperationsstrukturen und der spezifischen Unterstützungsbedarfe. Dar-
über hinaus geben die Expert:innen ihre Einschätzungen zu den Lebenswelten ihrer relevanten 
Zielgruppen, z. B. Migrant:innen und Jugendliche. 

Die dritte Phase umfasst die interne Auswertung und Synthese der erhobenen Daten. Dabei wer-
den die quantitativen Indikatoren mit den qualitativen Aussagen aus den Interviews zusammen-
geführt, um Probleme und Ressourcen gegeneinander abzuwägen und zu gewichten. Im Sinne 
einer Triangulation der Daten, kontextualisieren die Aussagen der Expert:innen die quantitativen 
Befunde, um diese an die Situation vor Ort auszurichten. 

Die Situations- und Ressourcenanalyse der Hansestadt Warburg dient somit einerseits der Ana-
lyse der Gegebenheiten vor Ort; und andererseits der Ermöglichung einer direkten Ableitung von 
Handlungsempfehlungen und Maßnahmen für die zukünftige Arbeit der Partnerschaft für Demo-
kratie. 

3. Situationsanalyse: Die Ausgangslage  
Als im Kreis Höxter gelegene Mittelstadt, liegt die Hansestadt Warburg etwa 27 Kilometer südwest-
lich des Dreiländerecks Hessen–Niedersachsen–Nordrhein-Westfalen. Als größte Stadt der War-
burger Börde, zählt sie mit einer Einwohnerdichte von 138 Einwohnern je km² zu den ländlichen und 
dünn besiedelten Gebieten Nordrhein-Westfalens. Diese spezifischen Gegebenheiten beeinflus-
sen die Situation vor Ort im Hinblick auf z. B. infrastrukturelle Bedingungen, Mobilität, Demographie 
etc. und bringt spezifische Herausforderungen mit sich. Im Folgenden soll auf diese Bedingungen 
zunächst näher eingegangen werden. 

3.1 Demografische Entwicklung 

Die Einwohnerzahl der Hansestadt befindet sich im Zeitvergleich im leichten Rückgang. So betrug 
die Bevölkerung Warburgs vor der Jahrtausendwende 24234 Einwohner, welche im Jahr 2024 mit 
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23252 um 4% schrumpfte.1 Die höchste Bevölkerungsanzahl wurde 2005 mit 24294 Einwohnern 
gemessen. Leichte Anstiege in den Jahren 2021-2023 sind dabei vor allem auf die erhöhte Zuwan-
derung Schutzsuchender zurückzuführen.2 

 

Abbildung 2: Bevölkerungswachstum der Hansestadt Warburg seit 1990 

Gleichzeitig ist Warburg ebenfalls der Alterung der Gesellschaft ausgesetzt und das Durch-
schnittsalter stieg von 44,0 Jahren im Jahr 2013 auf 45,3 Jahre im Jahr 2020 an.3 Dabei ist die 
Anzahl der über 65-jährigen mit 23,1 % die größte Bevölkerungsgruppe. Zusammen mit der Gruppe 
50 bis unter 60 (16,2 %) steht ein sehr großer Teil der Bevölkerung im Rentenalter oder kurz davor 
(39,3%).4  

Eine Modellrechnung in die Zukunft zeigt eine Verstärkung dieses Trends, welcher sich negativ vom 
Landestrends NRW entkoppelt. 5 So schrumpft Warburgs Bevölkerung voraussichtlich bis 2050 auf 
88,2% der 2022er Bevölkerungsgröße, während die Bevölkerung NRWs insgesamt bis 2050 ledig-
lich auf 98,3% der Bevölkerung aus 2022 zurückgeht. Für eine Kommune ist das ein starker Ein-
schnitt, der sich auch auf die Finanzkraft (Einkommensteueranteile, Schlüsselzuweisungen) und 
die Auslastung der Infrastruktur (u.a. Pflege, ärztliche Versorgung) auswirkt. Die Wegweiser Kom-
mune der Bertelsmann Stiftung bestätigt diesen Befund und ordnet Warburg dem 

 
1 Bevölkerung der Gemeinden Nordrhein-Westfalens am 31. Dezember 2024 – Fortschreibung des 
Bevölkerungsstandes auf Basis des Zensus 2022. Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (IT.NRW).  
2 Statistisches Landesamt NRW. Kommunalprofil Warburg, Stadt. https://statis-
tik.nrw/sites/default/files/municipalprofiles/l05762036.pdf. Zuletzt abgerufen am 11.12.2025. 
3 https://www.wegweiser-kommune.de/data-api/rest/export/demografische-entwick-
lung+warburg+2013-2020+tabelle.pdf. 
4 Statistisches Landesamt NRW. Kommunalprofil Warburg, Stadt. https://statis-
tik.nrw/sites/default/files/municipalprofiles/l05762036.pdf. Zuletzt abgerufen am 11.12.2025. 
5 Statistisches Landesamt NRW. Kommunalprofil Warburg, Stadt. https://statis-
tik.nrw/sites/default/files/municipalprofiles/l05762036.pdf. Zuletzt abgerufen am 11.12.2025. 
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„Demografietyp 3“ zu: „Kleine und mittlere Gemeinden mit moderater Alterung und Schrump-
fung“.6  Diesem Typus sind insgesamt 501 Kommunen zugeordnet, in denen insgesamt ca. 5,9 Mil-
lionen Menschen leben.  

Gleichzeitig schrumpft die Bevölkerungsgruppe im erwerbsfähigen Alter (18 bis unter 65) 
schrumpft gleichzeitig in Warburg um ca. 25% bis 2050. Somit verliert die Hansestadt voraussicht-
lich ein Viertel ihrer potenziellen Arbeitskräfte, was den Fachkräftemangel für Wirtschaft und Ver-
waltung vor Ort zusätzlich verschärfen wird. Ähnlich wie im Landestrend wächst zugleich die 
Gruppe der über 64-jöhrigen auf 121,2% des Niveaus von 2022, höhere Pflegebedarfe mit sich brin-
gen wird. 

Die Analyse der Bevölkerungsstruktur zeigt außerdem, dass Warburg im direkten Wettbewerb mit 
strukturell ähnlichen Kommunen („Gemeinden gleichen Typs“) Nachteile aufweist. 7 Die Stadt fällt 
hinter den Durchschnitt ihrer spezifischen Vergleichsgruppe leicht zurück: Besonders evident ist 
dies bei der Diversität, wo Warburg mit einem Anteil von lediglich 8,3% nichtdeutscher Bevölkerung 
deutlich unter dem Referenzwert vergleichbarer Gemeinden (12,3%) liegt. Die Überalterung der 
Gesellschaft (Gruppe 65+) ist in Warburg ebenfalls leicht stärker ausgeprägt als im Durchschnitt 
ähnlicher Standorte (23,1% zu 22,5%).  

Ein differenzierter Blick auf die Abwanderung der jungen Generation (Bildungswanderung) offen-
bart die Volatilität dieses Standortrisikos. Die Zeitreihe aus dem Wegweiser Kommune der Bertels-
mann Stiftung zeigt seit 2016 zunächst eine drastische Verschärfung der Situation: Während der 
Verlustsaldo der 18- bis 24-jährigen im Jahr 2016 noch bei -22,0 lag (und 2017 auf -32,6 stieg), 
erreichte er im Jahr 2019 mit -62,8 einen Tiefpunkt: Rechnerisch verlor die Stadt in diesem Jahr 
über 6 % ihrer jungen Erwachsenen. Seitdem zeigt der Trend eine langsame Erholung: Die Verluste 
verringerten sich kontinuierlich von -52,0 (2020) über -41,0 (2021) bis auf -19,1 im Jahr 2023.8 Der 
Saldo bleibt jedoch negativ und Warburg verliert Jahr für Jahr substanziell Nachwuchskräfte an 
nahgelegene Universitätsstädte und Ausbildungszentren (wie Paderborn, Kassel oder Münster), 
was die demografische Basis der Kommune dauerhaft erodiert. Folglich befindet sich Warburg in 
einer ungünstigeren strukturellen Lage als vergleichbare ländliche Räume, was die Risiken des 
demografischen Wandels verschärft. 

3.1.1 Schullandschaft und Entwicklungsplanung  

Die Warburger Schullandschaft ist aktuell durch stabile bis leicht steigende Schülerzahlen ge-
prägt. Sowohl an den drei Grundschulstandorten (Graf-Dodiko-Schule, Johannes-Daniel-Falk-
Schule, KGS Scherfede-Rimbeck) als auch an den weiterführenden Schulen gelten alle Standorte 
als bestandsfähig. Dabei profitiert die Stadt von einem sogenannten „Beschulungsgewinn“, da 
durch Zuzüge und Einpendler mehr Kinder eingeschult werden, als sechs Jahre zuvor im 

 
6 Bertelsmann Stiftung. Wegweiser Kommune. https://www.wegweiser-kommune.de/kommu-
nen/warburg. Zuletzt abgerufen am 11.12.2025. 
7 Statistisches Landesamt NRW. Kommunalprofil Warburg, Stadt. https://statis-
tik.nrw/sites/default/files/municipalprofiles/l05762036.pdf. Zuletzt abgerufen am 11.12.2025. 
8 Bertelsmann Stiftung. Wegweiser Kommune. https://www.wegweiser-kommune.de/kommu-
nen/warburg. Zuletzt abgerufen am 11.12.2025. 

https://www.wegweiser-kommune.de/kommunen/warburg
https://www.wegweiser-kommune.de/kommunen/warburg
https://statistik.nrw/sites/default/files/municipalprofiles/l05762036.pdf
https://statistik.nrw/sites/default/files/municipalprofiles/l05762036.pdf
https://www.wegweiser-kommune.de/kommunen/warburg
https://www.wegweiser-kommune.de/kommunen/warburg
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Stadtgebiet geboren wurden.9 Die zentrale infrastrukturelle Herausforderung der kommenden 
Jahre liegt in der Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung ab 2026: Um die an-
gestrebte Versorgungsquote von 75 % in der Offenen Ganztagsschule (OGS) zu erreichen, müssen 
rechnerisch zusätzliche Plätze geschaffen werden. Parallel dazu erhöht die Rückkehr zum neun-
jährigen Gymnasium (G9) ab dem Schuljahr 2026/27 den Raumbedarf an den Gymnasien Hüffert 
und Marianum, deren Oberstufenkooperation zudem ein breites Kursangebot sichert. 

3.2 Wirtschaftliche Situation 

Der Arbeitsmarkt in Warburg zeigt sich Stand September 2025 robust und weist mit einer Quote 
von 4,2% eine sehr niedrige Arbeitslosigkeit auf. Damit sind aktuell nur 919 Personen arbeitslos ge-
meldet. Warburg performt damit signifikant besser als in Paderborn (5,9%) und im Kreis Höxter 
insgesamt (4,4%).  

Gleichzeitig ist ein massiver Einbruch der gemeldeten Stellen von 270 auf 121 Anzeigen (-30,9% 
zum Vorjahr) zu beobachten. In Kombination mit der demografischen Prognose (Schrumpfung 
der Erwerbspersonen um 25% bis 2050) deutet auf einen Arbeitsmarkt im Stillstand hin. Es gibt 
kaum noch verfügbare Reserve-Arbeitskräfte (die "Stille Reserve" ist aufgebraucht), und Unter-
nehmen scheinen ihre Suchbemühungen über die Agentur für Arbeit zurückzufahren. 

Mit Blick auf Langzeitarbeitslosigkeit ist mit 31,3% ist fast ein Drittel der Arbeitslosen länger als ein 
Jahr ohne Job, wobei die Altersgruppe 50+ mit 37% den größten Anteil ausmacht. Insgesamt ha-
ben 24,8% der Arbeitslosen keine deutsche Staatsangehörigkeit, was deutlich niedriger ist als im 
Bezirk Paderborn (32,8%). Die SGB-II Quote (Bürgergeld) liegt mit 2,3% ebenfalls niedrig im Ver-
gleich (3,8% in Paderborn und 2,6% im Kreis Höxter). 

Dennoch zeigen die Sozialdaten Warburgs drei große Kostenpunkte: 

1. Altersarmut & Grundsicherung (SGB XII): Das ist das perspektivisch kritischste Feld, weil es 
mit der demografischen Prognose und der alternden Bevölkerung korreliert. 

Die Fallzahlen in der „Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung“ steigen kontinuierlich 
an – von 219 Fällen (2020) auf 292 Fälle (2024), während die Ausgaben sich fast verdoppelt haben, 
von ca. 1,2 Mio. € (2020) auf über 2,25 Mio. € (2024). Da die demografische Prognose bis 2050 eine 
Zunahme der Gruppe 65+ um 21,2 % vorhersagt, ist hier kein Ende des Kostenanstiegs in Sicht. Das 
bindet dauerhaft finanzielle Ressourcen. 

2. Flucht & Asyl: Hier zeigt sich die Diskrepanz zwischen zugewiesenen Aufgaben und finanzi-
eller Ausstattung am deutlichsten. 

Die Erstattungen decken bei weitem nicht die Ausgaben. Im Jahr 2024 stehen Einnahmen von ca. 
255.000 € Ausgaben von über 1,2 Mio. € gegenüber. Das strukturelle Defizit allein in diesem Bereich 
liegt 2024 bei rund -950.000 €. 2022 lag es sogar bei -1,2 Mio. €. 

 
9 Stadt Warburg. Schulentwicklungsplan 2020/21 – 2025/26. 2022. https://www.war-
burg.de/PDF/Schulentwicklungsplan_Hansestadt_War-
burg.PDF?ObjSvrID=3890&ObjID=137&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1705054713. Zuletzt aufgeru-
fen am 11.12.2025. 

https://www.warburg.de/PDF/Schulentwicklungsplan_Hansestadt_Warburg.PDF?ObjSvrID=3890&ObjID=137&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1705054713
https://www.warburg.de/PDF/Schulentwicklungsplan_Hansestadt_Warburg.PDF?ObjSvrID=3890&ObjID=137&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1705054713
https://www.warburg.de/PDF/Schulentwicklungsplan_Hansestadt_Warburg.PDF?ObjSvrID=3890&ObjID=137&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1705054713
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Integration als Ressource: Positiv ist der hohe Anteil der Geflüchteten in privatem Wohnraum (396 
Personen) im Vergleich zu städtischen Unterkünften (63 Personen) im Dezember 2024. Das ent-
lastet die städtische Immobilienbewirtschaftung, verlagert den Druck aber auf den Wohnungs-
markt. 

3. Wohngeld: Hier ist es weniger ein finanzielles Problem für die Stadt (Finanzierung durch 
Bund/Land), aber ein massives Personalproblem durch die Fallzahlen-Explosion nach den 
Wohngeldreformen.  

Hier verzeichnet die Hansestadt Warburg einen Anstieg von 389 Fällen in 2019 auf 1.035 Fälle im 
Jahr 2024. Diese Verdreifachung der Fallzahlen bedeutet eine massive Arbeitsverdichtung in der 
Sachbearbeitung. Ohne Personalaufbau führt dies zwangsläufig zu längeren Bearbeitungszeiten 
und eine Überlastung der Mitarbeitenden. 

Somit befindet sich Warburg sich in einer schwierigen Situation: Einerseits erodiert die Einnahme-
basis durch den Rückgang der Erwerbspersonen, andererseits steigen die Ausgaben für die sozi-
ale Daseinsvorsorge, erkennbar an der Verdopplung der SGB XII-Kosten in den letzten 4 Jahren. 
Dies erklärt auch den scheinbaren Widerspruch zwischen einer niedrigen Arbeitslosenquote (4,2% 
im September 2025) und steigenden Sozialkosten: Es handelt sich um eine strukturelle Verschie-
bung der Belastung: Während der Bezug im SGB II auf ein Tief von 2,3 % gesunken ist, steigen die 
Kosten in der Grundsicherung im Alter (SGB XII) und im Wohngeld-Sektor an. 

Zum einen führt die Demografie dazu, dass ältere Erwerbslose zunehmend in das Rentensystem 
übergehen (37% der Arbeitslosen sind 50 Jahre oder älter), dort aber aufgrund gebrochener Er-
werbsbiografien auf kommunale Unterstützung angewiesen bleiben.10 So sind die Ausgaben für 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung laut Sozialdatenbericht 2024 von ca. 1,2 Mio. 
€ (2020) auf über 2,25 Mio. € (2024) angestiegen. Zum anderen verdeckt die gute Arbeitsmarkt-
statistik die zusätzlichen finanziellen Kosten im Asylbereich, da Personen im laufenden Verfahren 
oder in Integrationskursen noch nicht als ‚arbeitslos‘ statistisch erfasst sind (sondern als ‚unter-
beschäftigt‘ geführt werden), aber bereits kommunale Ressourcen binden.11 Trotz Erstattungen 
weist der Bereich AsylbLG/Flüchtlinge im Jahr 2024 ein Defizit von ca. -950.000€ auf. Diese Kosten 
tauchen in keiner Arbeitsmarktstatistik auf, belasten aber den Haushalt. Warburgs Herausforde-
rung ist daher nicht mehr primär die Bekämpfung von Massenarbeitslosigkeit, sondern das Ma-
nagement verfestigter Abhängigkeiten in den vorgelagerten (Asyl) und nachgelagerten (Alter) 
Sicherungssystemen. 

Die gewerbliche Wirtschaft im Kreis Höxter, und damit auch im industriell geprägten Warburg, be-
findet sich zum Jahreswechsel 2024/2025 in einer ernsthaften Krise. Der IHK-Konjunkturklimaindi-
kator ist im Frühjahr 2025 auf einen historisch kritischen Wert von 67 Punkten gefallen. Dieser Wert 

 
10 Sozialdatenbericht Hansestadt Warburg 2024, S. 8: Anstieg der Aufwendungen SGB XII (Kap. 4) 
von 1,2 Mio. € (2020) auf 2,25 Mio. € (2024); Arbeitsmarktreport Sept. 2025, S. 24: Anteil Arbeitslo-
ser 50+ bei 37,0%. 
11 Sozialdatenbericht 2024, S. 11: Strukturelles Defizit im Bereich AsylbLG/FlüAG von ca. 950.000 € 
(2024); Arbeitsmarktreport Sept. 2025, S. 8: Definition Unterbeschäftigung (Nichterfassung in Ar-
beitslosenquote). 
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markiert eine deutliche Rezession, getrieben durch einen massiven Einbruch in der Industrie, wo 
71 % der Unternehmen ihre aktuelle Lage als schlecht bewerten.12    

Ein zentrales Strukturdefizit der Region bleibt die Bindung der vorhandenen Kaufkraft. Während die 
einzelhandelsrelevante Kaufkraftkennziffer im Kreis Höxter 2024 bei 94,6 Punkten (Bundesdurch-
schnitt = 100) lag, erreichte die Umsatzkennziffer lediglich 81,1 Punkte. Dies impliziert einen signifi-
kanten Abfluss von Konsumausgaben in benachbarte Oberzentren (Paderborn, Kassel) und den 
E-Commerce, was den stationären Einzelhandel in Warburg unter Anpassungsdruck setzt.13    

Zusätzlich haben sich Standortkostenfaktoren verschlechtert. Die Realsteuerhebesätze in War-
burg sind deutlich gestiegen; die Grundsteuer B kletterte auf 520 v.H. und die Gewerbesteuer auf 
440 v.H. Diese fiskalische Expansion, notwendig zur Konsolidierung des kommunalen Haushalts, 
trifft auf eine geschwächte Investitionsbereitschaft der Unternehmen und wirkt im aktuellen kon-
junkturellen Umfeld prozyklisch belastend.14 

Trotz der negativen Makrodaten beweist Warburg Resilienz durch seine Funktion als Mittelzentrum 
und Logistikknotenpunkt (A44/ICE). Die diversifizierte Wirtschaftsstruktur mit starken Ankern in der 
weniger zyklischen Nahrungs- und Genussmittelindustrie wirkt als Stabilisator gegenüber den 
volatileren Sektoren wie dem Maschinenbau.15 

Die aktuelle Auswertung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR dL, Stand 2023) be-
legt für den Kreis Höxter zudem eine wirtschaftliche Robustheit. Mit einem Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) von 4,78 Milliarden Euro erreichte die Wirtschaftsleistung des Kreises im Jahr 2023 einen his-
torischen Höchststand und verzeichnete gegenüber dem Vorjahr (4,49 Mrd. Euro) ein signifikantes 
nominales Wachstum von rund 6,5 %. Dieses Wachstum wird von einer stabilen Arbeitsmarktent-
wicklung getragen: Die Zahl der Erwerbstätigen stieg auf 65.800 Personen, was im Zehnjahresver-
gleich einen Zuwachs von rund 3.800 Arbeitsplätzen bedeutet. 

Hinsichtlich der Produktivität positioniert sich der Kreis mit einem BIP je Erwerbstätigen von 72.643 
Euro solide, wenngleich – typisch für ländliche Räume – ein Abstand zu den hochverdichteten 
Metropolregionen besteht. Strukturell offenbart die Analyse der Bruttowertschöpfung das spezifi-
sche Profil des Standortes: Während sich der Dienstleistungssektor mit einem Anteil von 62,5 % 
(2,73 Mrd. Euro) als dominierende Säule etabliert hat, behauptet sich das Produzierende Gewerbe 

 
12 IHK OWL. „Daten und Fakten 2024“. https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-presse-
meldungen/ihk-konjunkturumfrage-fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-ver-
harrt-auf-niedrigem-niveau/. Zuletzt aufgerufen am 16.12.2025. 
13 https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-pressemeldungen/ihk-konjunkturumfrage-
fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-verharrt-auf-niedrigem-niveau/. Zuletzt auf-
gerufen am 16.12.2025. 
14 https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-pressemeldungen/ihk-konjunkturumfrage-
fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-verharrt-auf-niedrigem-niveau/. Zuletzt auf-
gerufen am 16.12.2025. 
15 https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-pressemeldungen/ihk-konjunkturumfrage-
fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-verharrt-auf-niedrigem-niveau/. Zuletzt auf-
gerufen am 16.12.2025. 

https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-pressemeldungen/ihk-konjunkturumfrage-fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-verharrt-auf-niedrigem-niveau/
https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-pressemeldungen/ihk-konjunkturumfrage-fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-verharrt-auf-niedrigem-niveau/
https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-pressemeldungen/ihk-konjunkturumfrage-fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-verharrt-auf-niedrigem-niveau/
https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-pressemeldungen/ihk-konjunkturumfrage-fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-verharrt-auf-niedrigem-niveau/
https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-pressemeldungen/ihk-konjunkturumfrage-fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-verharrt-auf-niedrigem-niveau/
https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-pressemeldungen/ihk-konjunkturumfrage-fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-verharrt-auf-niedrigem-niveau/
https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-pressemeldungen/ihk-konjunkturumfrage-fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-verharrt-auf-niedrigem-niveau/
https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-pressemeldungen/ihk-konjunkturumfrage-fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-verharrt-auf-niedrigem-niveau/
https://www.ostwestfalen.ihk.de/presse/aktuelle-pressemeldungen/ihk-konjunkturumfrage-fruehjahr-2025-konjunkturklima-im-kreis-hoexter-verharrt-auf-niedrigem-niveau/
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mit einer Wertschöpfung von 1,52 Milliarden Euro und einem Anteil von 34,8 % weiterhin als unver-
zichtbarer industrieller Kern. Diese im Vergleich zum Landesdurchschnitt hohe Industriedichte fun-
giert als wesentlicher Stabilitätsanker für die regionale Wertschöpfung.16 

3.3 Wahlverhalten 

Die politische Kultur einer Kommune entsteht nicht im luftleeren Raum; sie ist das Resultat kom-
plexer Wechselwirkungen zwischen sozioökonomischen Strukturen, historischen Pfadabhängig-
keiten und aktuellen Diskursen auf Landes- und Bundesebene.  

Kommunalwahlen 2025 in Warburg 

Bei der Bürgermeisterwahl am 14. September 2025 setzte sich Tobias Scherf (parteilos) mit 55,3% 
der Stimmen gegen seine Mitbewerber durch und blieb als Bürgermeister im Amt. Die Wahlbe-
teiligung lag bei 57,49%. Im Stadtrat dominiert die CDU mit 46,4%, gefolgt von der SPD (18,7%) und 
den Grünen (11,9%). Die AfD gewann stark und legte mit 8,7% auf 13,0% zu.  

Im Mittelpunkt des politischen Geschehens stand die Bürgermeisterwahl, bei der sich der partei-
lose Amtsinhaber Tobias Scherf bereits im ersten Wahlgang mit einer absoluten Mehrheit von 
55,3 % durchsetzen konnte. Besonders brisant an diesem Ergebnis ist, dass Scherf als unabhän-
giger Bewerber antrat, nachdem ihm der örtliche CDU-Stadtverband die erneute Nominierung 
verweigert hatte. Sein offizieller Herausforderer aus den Reihen der CDU, Hubertus Kuhaupt, lan-
dete mit 24,3 % weit abgeschlagen auf dem zweiten Platz, was als deutliche Niederlage für die 
lokale Parteiführung gewertet werden kann. Der AfD-Kandidat Andreas Braunst erzielte mit 11,2 % 
ein zweistelliges Ergebnis, gefolgt vom Einzelbewerber Christoph Humburg mit 9,2 %. 

Parallel zur Bürgermeisterwahl verzeichnete die Wahl zum Stadtrat Verschiebungen in der politi-
schen Kräfteverteilung. Die CDU bleibt zwar mit 46,4 % die stärkste Kraft, musste jedoch im Ver-
gleich zur Wahl 2020 Verluste von 5,1 Prozentpunkten hinnehmen und verfehlte damit deutlicher 
als zuvor die absolute Mehrheit. Die SPD konnte ihr Niveau mit 18,7 % weitgehend halten, stag-
nierte jedoch auf einem vergleichsweise niedrigen Niveau. Als klarer Gewinner der Ratswahl ging 
die AfD hervor, die ihr Ergebnis von 2020 mehr als verdreifachen konnte und mit 13,0 % nun dritt-
stärkste Kraft im Rat ist, noch vor den Grünen. Diese fielen mit leichten Verlusten auf 11,9 % zurück. 
Auch die Bürger Union (6,8 %) und die FDP (3,1 %) mussten leichte Einbußen hinnehmen. 

Die politische Situation in Warburg steht damit vor komplexen Herausforderungen. Im Rathaus 
kommt es zu einer Art „Kohabitation“, da Bürgermeister Scherf künftig mit einer CDU-Fraktion zu-
sammenarbeiten muss, die ihn im Wahlkampf aktiv bekämpft hat. Gleichzeitig spiegelt der Ein-
zug der AfD in Fraktionsstärke den Bundestrend wider und erschwert die Mehrheitsfindung im 
Rat, da die CDU nun stärker auf Koalitionspartner wie die SPD oder die Grünen angewiesen sein 
wird, um stabile Mehrheiten zu organisieren. Die Wahlbeteiligung lag bei 63,3 %.17 

 
16 Bruttoinlandsprodukt, Bruttowertschöpfung in den kreisfreien Städten und Landkreisen der 
Bundesrepublik Deutschland 1992 und 1994 bis 2023 (Reihe 2 Band 1). Berechnungsstand: Feb-
ruar 2025. 
17 https://wahlen.regioit.de/2/km2025/05762036/praesentation/. 

https://www.statistikportal.de/sites/default/files/2025-11/vgrdl_r2b1_bs2024_6.xlsx
https://www.statistikportal.de/sites/default/files/2025-11/vgrdl_r2b1_bs2024_6.xlsx
https://www.statistikportal.de/sites/default/files/2025-11/vgrdl_r2b1_bs2024_6.xlsx
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Landtagswahlen und Langzeittrends 

Der Landtagswahlkreis Höxter (Wahlkreis 102), zu dem Warburg gehört, gilt als Hochburg der 
CDU. Seit 1947 wurde das Direktmandat stets von CDU-Kandidaten gewonnen. Bei der Landtags-
wahl 2022 verteidigte Matthias Goeken (CDU) sein Mandat mit 52,7 % der Erststimmen. Langfris-
tig zeigt sich jedoch auch in Warburg ein Wandel. Während die CDU bei Bundestagswahlen in 
den 1980er Jahren Ergebnisse von über 80 % und teils über 90 % erzielte, lag sie 2021 bei 35,3 % 
der Zweitstimmen. Die SPD verzeichnete ebenfalls Verluste, während die Grünen und ab 2013 die 
AfD (zuletzt 11,1 % bei der Bundestagswahl 2021) Anteile gewannen. 

3.3.1 Politische Einstellungsmuster 

Die politischen Einstellungen in Warburg sind aktuell durch eine zunehmende Polarisierung ge-
kennzeichnet. Einerseits existiert eine starke, gut vernetzte Zivilgesellschaft, die sich aktiv für De-
mokratie und Vielfalt einsetzt, andererseits zeigen Wahlergebnisse und Analysen eine signifi-
kante Verfestigung rechtsextremer und demokratiefeindlicher Einstellungsmuster. 

Ein zentraler Indikator für den politischen Wandel sind die Ergebnisse der Kommunalwahl 2025. 
Obwohl die CDU mit 46,4 % die dominierende Kraft blieb, verzeichnete sie Verluste. Gleichzeitig 
etablierte sich die AfD als drittstärkste Kraft im Stadtrat – eine Entwicklung die auf die Verfesti-
gung demokratieskeptischer Einstellungsmuster in der Warburger Wählerschaft hindeutet. Es 
besteht die Sorge, dass die neue Fraktion im Stadtrat demokratiefördernde Projekte blockieren 
und versuchen könnte, die Arbeit der Verwaltung und der zivilgesellschaftlichen Partnerschaften 
zu delegitimieren. 

Für die Begegnung dieser Herausforderungen bestehen verschiedene Bemühungen der Hanse-
stadt Warburg zur Stärkung der Demokratie, z. B.: 

• „Demokratie leben!“: Seit Januar 2023 ist Warburg Teil des Bundesprogramms „Demokra-
tie leben!“. Ziel ist es, demokratische Werte zu stärken und Extremismus vorzubeugen. 

• Strukturen: Es wurden Gremien wie das „Bündnis für demokratische Werte“ und ein „Ju-
gendforum“ eingerichtet, um zivilgesellschaftliches Engagement zu fördern und Jugend-
liche an politischen Prozessen zu beteiligen. 

Obwohl keine spezifischen Statistiken zu politisch motivierter Kriminalität für das Stadtgebiet 
vorliegen, wird die Gefährdungslage als erhöht eingestuft. Die Region OWL, zu der Warburg zählt, 
steht im Fokus der Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus. So gab es in der unmittelbaren 
Nachbarschaft (Borgentreich) gab es Vorfälle im Kontext der sogenannten „Reichsbürger“-Be-
wegung, wie etwa den Versuch eines Mitglieds des „Freistaats Preußen“, Kriegswaffen zu erwer-
ben. 

Die politischen Einstellungen werden auch durch sozioökonomische Faktoren beeinflusst. In 
ländlichen Regionen wie Warburg können Gefühle der Benachteiligung und infrastrukturelle Lü-
cken (z. B. Ärztemangel, ÖPNV) von rechtsextremen Gruppen instrumentalisiert werden, die sich 
als „Kümmerer“ inszenieren. 

Dem gegenüber stehen aktive Bemühungen zur Integration. Projekte wie der „Offene Garten“ 
brachten Langzeitarbeitslose und Flüchtlinge zusammen, um Vorurteile abzubauen. Zudem 
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engagiert sich der Verein „Zweite Heimat e.V.“ für interkulturellen Austausch und Alltagshilfen. 
Auch lokale Unternehmen zeigten sich offen für die Einstellung von Geflüchteten, um dem Fach-
kräftemangel zu begegnen. 

Die in Warburg ansässige Servicestelle Antidiskriminierungsarbeit (ada.kreis-hoexter) themati-
siert spezifische Strategien von Rechtsextremen in ländlichen Gebieten. Sie bietet Planspiele und 
Workshops zum Thema „Völkische Landnahme“ an. Dabei geht es um gezielte Versuche völ-
kisch-nationalistischer Akteure, ländliche Räume ideologisch und infrastrukturell zu besetzen 
und umzudeuten. 

Rechtsextreme Gruppen nutzen demnach infrastrukturelle Lücken und das Gefühl des „Abge-
hängtseins“ im ländlichen Raum, um sich als Kümmerer zu inszenieren (z. B. durch Freizeitange-
bote), was eine Unterwanderung der Zivilgesellschaft zur Folge haben kann.18 

Aufgrund der bundesweiten Zunahme von Hass und Gewalt gegen Kommunalpolitiker muss der 
Schutz exponierter Akteure in Warburg als hochpriorisierte Aufgabe angesehen werden. Es be-
steht Bedarf an rechtlicher Beratung und psychosozialer Unterstützung für Betroffene von An-
feindungen. 

Um dem Entstehen „sozialer Vakuumbereiche“ in den kleineren Ortsteilen entgegenzuwirken, die 
als Einfallstor für Extremisten dienen könnten, müssen außerdem Aktivitäten der Demokratieför-
derung gezielt in die Dörfer zu verlagern und nicht nur in der Kernstadt anzubieten. Eine wichtige 
Rolle kann dabei auch die Polizeiwache Warburg spielen, um Frühwarnsysteme bei Bedrohun-
gen zu etablieren, ohne dabei die Vertraulichkeit der zivilgesellschaftlichen Beratung zu gefähr-
den. 

3.4 Kriminalität 

Die Stadt Warburg verzeichnet im Jahr 2024 einen Anstieg der Kriminalität im Vergleich zum 
Vorjahr, allerdings verbesserte sich gleichzeitig die Aufklärungsquote deutlich. Die Anzahl der re-
gistrierten Straftaten stieg auf 1.480 Fälle an. Dies ist eine Zunahme gegenüber dem Jahr 2023 
(1.374 Fälle) und auch gegenüber 2022 (1.376 Fälle). Warburg verzeichnet damit nach der Stadt 
Höxter die zweithöchste Fallzahl im Kreisgebiet.19 

Mit 23.336 Einwohnern ist Warburg die zweitgrößte Stadt im Kreis. Zum Vergleich: Bad Driburg 
(ca. 19.500 Einwohner) verzeichnete nur 893 Straftaten, was darauf hindeutet, dass die Kriminali-
tätsbelastung in Warburg relativ zur Bevölkerung höher ist als in vergleichbaren Kommunen des 
Kreises. 

Die Analyse der Tatverdächtigen (TV) zeigt signifikante Veränderungen, insbesondere im Be-
reich der nichtdeutschen Tatverdächtigen und bei Kindern. Es wurden insgesamt 626 Tatver-
dächtige ermittelt, was einen Anstieg gegenüber 2023 (586 TV) darstellt. Die Zahl der 

 
18 Mobilie Beratung gegen Rechtsextremismus NRW. Hingeschaut! Die extreme Rechte und zivil-
gesellschaftliche Aktivitäten in Ostwestfalen-Lippe. https://www.mbr-owl.de/material/Bro-
sch%C3%BCre%20Hingeschaut_web.pdf. Zuletzt aufgerufen am 14.12.2025. 
19 Kriminalitätsbericht 2024. Kreispolizeibehörde Höxter. https://polizei.nrw/sites/default/fi-
les/2025-03/kriminalitatsjahresbericht-2024.pdf. Zuletzt abgerufen am 11.12.2025. 

https://www.mbr-owl.de/material/Brosch%C3%BCre%20Hingeschaut_web.pdf
https://www.mbr-owl.de/material/Brosch%C3%BCre%20Hingeschaut_web.pdf
https://polizei.nrw/sites/default/files/2025-03/kriminalitatsjahresbericht-2024.pdf
https://polizei.nrw/sites/default/files/2025-03/kriminalitatsjahresbericht-2024.pdf
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nichtdeutschen Tatverdächtigen stieg von 139 (im Jahr 2023) auf 185 (im Jahr 2024) an. Ihr An-
teil an allen Tatverdächtigen in Warburg liegt somit bei ca. 29,5 %. 

Ein detaillierter Blick auf die Jugendkriminalität zeigt eine Zunahme bei den Kindern (8 bis unter 
14 Jahre) in Warburg: Die Zahl der tatverdächtigen Kinder in Warburg hat sich fast verdoppelt, 
von 33 (2023) auf 61 (2024). Von den 61 tatverdächtigen Kindern waren 48 nichtdeutsch. Im Jahr 
2023 waren es in dieser Altersgruppe nur 7 nichtdeutsche Tatverdächtige. 

Weitere Altersgruppen (Unter 21 Jahre) in Warburg 2024: 

• Jugendliche (14–18 Jahre): 99 Tatverdächtige, davon 26 mit nicht-deutscher Staatsan-
gehörigkeit. 

• Heranwachsende (18–21 Jahre): 53 Tatverdächtige, davon 9 nicht-deutscher Staatsan-
gehörigkeit. 

Betrachtet man die Delikte der jungen Altersgruppen in Warburg, fallen folgende Schwerpunkte 
auf: 

• Diebstahl: Bei den Kindern (8–14 J.) wurden 17 Tatverdächtige wegen Diebstahls ermittelt. 
Bei den Jugendlichen (14–18 J.) waren es 31. 

• Rohheitsdelikte (Gewalt): Hier wurden 15 Kinder und 49 Jugendliche als Tatverdächtige 
registriert. 

• Rauschgift: Dies spielt bei Kindern statistisch kaum eine Rolle (1 Fall), wird aber bei Ju-
gendlichen (9 Fälle) und Heranwachsenden (9 Fälle) relevanter. 

3.4.1 Politisch motivierte Kriminalität 

Obwohl der Kreis Höxter laut Kriminalitätsbericht 2024 als sicherster Kreis in Nordrhein-Westfalen 
gilt, ist auch Warburg nicht frei von politisch motivierter Kriminalität, insbesondere im Bereich der 
rechten Propaganda und Sachbeschädigung. Die Stadt begegnet dieser Herausforderung je-
doch nicht passiv, sondern hat durch die Integration in Bundesförderprogramme und ein aktives 
Vereinswesen ein dichtes Netz an präventiven Strukturen geschaffen. 

Polizeiliche Statistiken 

Da Warburg polizeilich zur Kreispolizeibehörde (KPB) Höxter gehört und das Polizeipräsidium 
Bielefeld als Kriminalhauptstelle fungiert, werden die statistischen Daten primär auf Kreisebene 
ausgewiesen. Im Bereich der KPB Höxter stieg die Gesamtzahl der politisch motivierten Straftaten 
im Jahr 2024 auf 60 Fälle an, verglichen mit 43 Fällen im Jahr 2023. Dies folgt einem landeswei-
ten Trend, bei dem PMK-Delikte insgesamt zunahmen.20 

Der größte Anteil der Delikte im Kreis Höxter entfällt auf den Phänomenbereich „PMK -Rechts-“. 
Im Jahr 2024 wurden hier 31 Straftaten registriert (2023 waren es 28). Die häufigsten Straftaten 
im rechten Spektrum waren Propagandadelikte (Verwendung von Kennzeichen 

 
20 Polizei NRW Bielefeld. Jahresbilanz Politisch Motivierte Kriminalität 2024. https://bielefeld.poli-
zei.nrw/sites/default/files/2025-04/250409_jahresbilanz-pmk-2024.pdf. Zuletzt aufgerufen am 
11.12.2025. 

https://bielefeld.polizei.nrw/sites/default/files/2025-04/250409_jahresbilanz-pmk-2024.pdf
https://bielefeld.polizei.nrw/sites/default/files/2025-04/250409_jahresbilanz-pmk-2024.pdf
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verfassungswidriger Organisationen gemäß §§ 86, 86a StGB), von denen 2024 im Kreis Höxter 27 
Fälle verzeichnet wurden. Zudem wurden 17 Sachbeschädigungen und 8 Fälle von Volksverhet-
zung registriert. Gewaltdelikte im Bereich PMK wurden für den Kreis Höxter im Jahr 2024 glückli-
cherweise nicht erfasst. 

Im Bereich „PMK - Sonstige“ gab es einen deutlichen Anstieg auf 25 Fälle (2023: 9 Fälle). Dies kor-
respondiert mit dem regionalen Trend, dass Sachbeschädigungen an Wahlplakaten, etwa im 
Kontext der Europawahl, zunahmen. Linksextreme Straftaten wurden 2024 im Kreis Höxter nicht 
registriert. 

Zum Stichtag 31.12.2024 bearbeitete der Staatsschutz Bielefeld 25 Personen im Zuständigkeitsbe-
reich der KPB Höxter, die der „Reichsbürgerszene“ zugeordnet werden. 

Angriffe auf Amtsträger 

Eine Antwort der Landesregierung Nordrhein-Westfalen auf eine Kleine Anfrage des Landtags 
offenbart, dass Warburg Schauplatz von Straftaten gegen politische Repräsentanten war. So 
wurde am 28. Juli 2022 ein Delikt nach § 130a StGB (Anleitung zu Straftaten/Störung des öffentli-
chen Friedens) zum Nachteil eines CDU-Landtagsabgeordneten in Warburg verzeichnet.21 

Unabhängige Beratungsstellen wie „BackUp“ und „Opferberatung Rheinland“ weisen darauf hin, 
dass die offizielle Statistik oft nicht das volle Ausmaß widerspiegelt. Sie dokumentieren auch 
Vorfälle unterhalb der Strafbarkeitsgrenze oder solche, bei denen ein politisches Motiv polizeilich 
nicht anerkannt wurde.  

Prävention und zivilgesellschaftliches Engagement 

Als Reaktion auf gesellschaftliche Polarisierung und extremistische Tendenzen setzt die Hanse-
stadt Warburg stark auf präventive Maßnahmen und Demokratieförderung. 

Bundesprogramm „Demokratie leben!“: Seit dem 1. Januar 2023 nimmt Warburg an diesem 
Bundesprogramm teil. Ziel ist es, demokratische Werte zu stärken und Radikalisierungstenden-
zen lokal entgegenzuwirken. Für das Förderjahr 2025 stehen 55.000 Euro für Projekte bereit, die 
sich unter anderem der Extremismusprävention widmen. 

Konkrete Projekte: Es wurden Projekte wie „Bänke für Toleranz“, Theaterstücke und ein „8er-Rat“ 
zur Jugendbeteiligung gefördert. Im Spätsommer 2024 fand eine Demokratiekonferenz statt, an 
der auch Bundespräsident a.D. Christian Wulff teilnahm, um über Demokratie und Werte in Zei-
ten von Social Media zu diskutieren.  

Aktuelle Kampagnen: Anfang 2025 beteiligte sich Warburg an der regionalen Kampagne „Wir 
strahlen gegen rechts“. Dabei wurden fluoreszierende Plakate und Sticker verteilt, um im wörtli-
chen Sinne ein „leuchtendes Zeichen“ gegen Hass, Hetze und Rechtsextremismus zu setzen. 

 
21 Antwort der Landesregierung, Kleine Anfrage 1120. Landtag NRW. https://www.land-
tag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-3095.pdf. Zuletzt abgerufen am 
11.12.2025. 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-3095.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-3095.pdf
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3.5 Migration und Integration 

Die Migration und Integration von Zugewanderten in Warburg lässt sich nicht isoliert betrachten, 
sondern ist das Ergebnis unterschiedlicher Migrationsphasen, die die Stadt in den letzten zehn 
Jahren geprägt haben. Warburgs demografische Entwicklung wurde in diesem Zeitraum maß-
geblich durch zwei große Zuzugsbewegungen beeinflusst, die jeweils spezifische Herausforde-
rungen und Potenziale für den lokalen Arbeitsmarkt mit sich brachten. 

Bei der ersten Fluchtmigration 2015/2016, kamen vornehmlich Menschen aus Syrien und Afgha-
nistan nach Warburg. Eine zweite, deutlich andere Dynamik entstand mit dem Angriffskrieg auf 
die Ukraine im Jahr 2022. Die hier angekommenen Geflüchteten trafen auf rechtlich andere Rah-
menbedingungen (direkter Zugang zum Bürgergeld und Arbeitsmarkt) und brachten oft andere 
Qualifikationsprofile mit.  

Zusätzlich existiert in Warburg eine etablierte Gemeinschaft von Spätaussiedlern (Russland-
deutsche), die zwar schon länger vor Ort sind, aber in der aktuellen politischen und sozialen Dis-
kussion – etwa im Hinblick auf Wahlergebnisse und Informationskanäle – weiterhin eine geson-
derte Rolle spielen. 

Vor dem Hintergrund dieser historischen Schichtung zeigen sich heute deutliche Unterschiede in 
den Erwerbsbiographien, die eng mit dem Herkunftsland, dem Zeitpunkt der Ankunft und den 
damaligen gesetzlichen Hürden verknüpft sind. 

Arbeitsmarktintegration 

Ein wesentlicher Unterschied in der Arbeitsmarktintegration lässt sich zwischen Klienten aus Sy-
rien oder Afghanistan und Geflüchteten aus der Ukraine feststellen. Während die erste Gruppe 
oft eine schnelle Integration in den Hilfsarbeitssektor anstrebt, fokussieren sich ukrainische Ge-
flüchtete häufig stärker auf den Spracherwerb, um qualifiziertere Tätigkeiten ausüben zu können: 
„Was die Arbeitsaufnahme betrifft, also jetzt sagen wir mal so syrische oder afghanische Klien-
ten, die machen denn im Regelfall ihren Sprachkurs. Meist erreichen die denn so A1, A2, wenn sie 
die Kurse rausgehen und dann suchen sie sich relativ schnell Arbeit im Hilfsarbeitersektor, meist 
über Leiharbeitsfirmen und versuchen, denn Geld zu verdienen. [...] Die Strategie ist okay, aber 
spätestens wenn die wieder Personalabbau machen und Leute rausschmeißen, dann stehen die 
Leute wieder mit nix da.“ 

Im Gegensatz dazu zeigt sich bei ukrainischen Geflüchteten ein nachhaltigerer Ansatz durch hö-
here Sprachkompetenz: „Und bei den Ukrainern jetzt explizit die haben ja, die haben sich schon 
Zeit gelassen, Arbeit zu finden, muss man sagen. Gerade auch bis das Sprachlevel, also mit der 
deutschen Sprache haben die sich da ein bisschen schwerer getan haben, aber dann im Schnitt 
auch besser abgeschlossen. Also da sind schon viele bei, die so B1 und B2 erreicht haben und 
die arbeiten dann jetzt schon in den etwas anspruchsvolleren Bereichen, also auch da habe ich 
jetzt auch die einen oder anderen zu kennen, die auch schon in im Facharbeiterbereich sind 
oder halt die besseren Hilfsarbeiterjobs bekommen haben.“ 
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Hürden für Hochqualifizierte  

Trotz formaler Anerkennung von Qualifikationen stoßen hochgebildete Fachkräfte oft auf kultu-
relle und strukturelle Barrieren im deutschen Arbeitsmarkt. Während jüngere Menschen und me-
dizinische Fachkräfte oft erfolgreiche Wege über Studium oder spezialisierte Programme finden, 
scheitern erfahrene Ingenieure teilweise an fehlender deutscher Berufspraxis. 

Zu den Erfolgsbeispielen führte ein:e Interviewpartner:in aus: „Ein paar, gerade von den jüngeren, 
die haben denn in Paderborn angefangen zu studieren, haben dann glaube ich sogar Stipen-
dien bekommen. Also bei denen sieht es tatsächlich ziemlich gut aus […] und viele der Migran-
tinnen sind jetzt schon im Bereich, dass sie schon diese Spezialsprachkurse machen, um dann 
ihre Tätigkeit aufzunehmen.“ 

Demgegenüber stehen die Schwierigkeiten bei manchen männlichen Fachkräften, einen Job zu 
finden, selbst mit Qualifizierungen: „[...] und ein paar der Männer, die dazwischen sind, ich glaub, 
die haben es trotz voller Anerkennung ihres Diploms nicht geschafft, in dem Bereich ein Job zu 
finden. Die sind jetzt in der Logistik.“ 

Als Hauptursache wird hier das Fehlen von Praktika identifiziert, die als „Türöffner“ im deutschen 
System fungieren: „Also im Fall dieser, dieser beiden, also dieser beiden afghanischen Herrn, die 
da wirklich für Bauingenieur Fachrichtung waren, ich glaube, die haben einfach nur den Fehler 
gemacht, dass sie keine Praktika gemacht haben, dass sie sich dann direkt auf die Stellen be-
worben haben und obwohl die hochqualifiziert waren, wie gesagt der eine hat sogar für die US 
Army gearbeitet hat, da dieser Militärbasen mit ausgebaut, der hat eine Menge drauf gehabt. 
Aber ich glaube den deutschen Firmen, den fehlte da so ein bisschen. Das praktische.“ 

Gleichzeitig reagiert der Arbeitsmarkt flexibel auf den Fachkräftemangel, indem Sprachbarrieren 
in bestimmten Sektoren abgebaut werden: „Wir haben eigentlich schon viele Firmen, die sich 
dieser veränderten Lage angepasst haben. Ich kenn beispielsweise einige Firmen, da ist gar kein 
Deutsch mehr erforderlich, da reicht quasi als Arbeitssprache Russisch oder jetzt in Bezug Ama-
zon. Die arbeiten ja auch ganz gern mit Englisch und ihr machen halt Kompromisse.“ 

Rückführung und Integrationsleistung 

Ein Thema für die nahe Zukunft ist die politische Debatte um die Rückführung von Menschen, 
insbesondere nach Syrien, und die damit verbundenen aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen für 
Personen, die sich im Bürgergeldbezug befinden. Ein:e Interviewpartner:in prognostiziert hier er-
hebliche soziale Härten für Familien, denen über Jahre hinweg keine Arbeitsmarktintegration ge-
lungen ist: „Also wenn ich jetzt wirklich nach dem gehe, was unsere Politik Stand jetzt macht, die  
Situation mit Syrien, das wird uns vor Herausforderungen stellen, weil das muss man leider sa-
gen, mir sind einige Familien bekannt und das sind nicht nur eine Handvoll, die es in zehn Jahren 
nicht geschafft haben, eine Arbeit aufzunehmen. Bei denen werden jetzt große Probleme auf-
tauchen, weil die gehören eigentlich jetzt zu der Gruppe, wo die Politik sagt, die müssen zurück 
und das wird, das wird wahrscheinlich noch mal problematisch werden [...].“ 

Die weitere Konsequenz könnte ein Rückfall in das Asylbewerberleistungsgesetz sein, was die Be-
troffenen unter enormen Druck setzt: „Nur das ist jetzt so ein bisschen das Problem, wenn das mit 
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diesen Widerrufsverfahren beim BAMF startet, die Klienten wieder kommen, jahrelang im Bürger-
geld Bezug waren, dann gehen sie wieder ins AsylblG rüber und das wird noch mal herausfor-
dernd.“ 

Innerhalb der Migrantencommunity wird diese Entwicklung jedoch nicht nur als Spaltungsgrund 
gesehen, sondern teilweise als Bestätigung eines Leistungsprinzips wahrgenommen: „Ich glaube, 
in der Migrantencommunity Community wird es sehr wahrscheinlich weniger Probleme geben, 
weil wir haben ja genauso viele Fälle von Migrant:innen, die sich integriert haben, die Arbeit ge-
funden haben, die die Sprache gelernt haben. Das ist ja jetzt einfach nur das Prinzip, die Leute, 
die sich angestrengt haben, die sich integriert haben, die werden jetzt einfach nur belohnt.“ 

4. Geschilderte Problemlagen 

4.1 Demokratiefeindliche und extremistische Vorfälle 

Generell wirkt sich die Veränderung der gesellschaftlichen Stabilität auf vulnerable Gruppen vor 
Ort aus. Neben der Migration ist die Prekarisierung von Gesellschaftsschichten ein wachsendes 
Thema, was zu neuer Obdachlosigkeit führt. Dies ist ein wichtiger Indikator für soziale Spannun-
gen, die für die PfD relevant wird, in Bezug auf gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit: „Was 
sich gezeigt hat, ist, dass sich halt so ein bisschen was in der Gesamtgesellschaft verschiebt. 
Also mit Gesellschaftsschichten, die damals [...] noch einigermaßen stabil waren. Die brechen 
jetzt zunehmend weg. Also es wird immer ein bisschen prekärer, wie die leben.“  

Dabei wird knapper Wohnraum zunehmend eine Konfliktressource. Ein Interviewpartner merkte 
an, dass der Wohnungsmarkt für Transferleistungsempfänger (sowohl Geflüchtete als auch Ein-
heimische im Bürgergeldbezug) „ziemlich aufgebraucht“ ist. Ein Befund, der sich auch im Sozial-
bericht 2024 der Stadt zeigt und Potenzial für Verteilungskonflikte birgt. Gleichzeitig bergen kultu-
relle Differenzen Potential für Konflikte im Alltag, z. B. zwischen Russlanddeutschen und Ukrainern. 
So gäbe es „Russlanddeutsche, die immer auf die Ukrainer schimpfen.“ 

Analog dazu beschreibt der Förderantrag der PfD Warburg für das Jahr 2025 lokalen Herausfor-
derungen in Warburg, insbesondere in Bezug auf Rechtsextremismus, Rassismus, Jugendkrimi-
nalität, und die Zunahme von digitaler Desinformation und Demokratieskepsis. Um diesen Prob-
lemen entgegenzuwirken, werden konkrete Projektziele und Handlungsstrategien definiert, die 
sich auf die Stärkung der politischen Bildung, die Förderung der Jugendpartizipation sowie den 
Aufbau eines breiten zivilgesellschaftlichen Bündnisses konzentrieren. Schlüsselmaßnahmen 
umfassen die Etablierung des Pennig-Hauses als zentralen Dialogort, die Durchführung einer Si-
tuations- und Ressourcenanalyse zur Datenerhebung und die enge Zusammenarbeit zwischen 
Verwaltung, Ämternetzwerk und dem Jugendforum.  

Rechtsextremismus und Rassismus  

Ein besonderes Augenmerk liegt auf der Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus, 
da in den letzten Jahren in Warburg vermehrt rechtsextreme Schmierereien sowie verbale An-
griffe auf Menschen mit Migrationshintergrund registriert wurden. Diese Vorfälle beeinträchtigen 
das Sicherheitsgefühl der Betroffenen und den sozialen Zusammenhalt der Stadt. Zwar liegen für 
Warburg keine expliziten Statistiken vor, jedoch verzeichnete die Polizei im Kreis Höxter einen 
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deutlichen Anstieg rechts motivierter Straftaten um ca. 23 % im Jahr 2023. Zudem wurde nach 
dem 7. Oktober 2023 eine Zunahme antisemitischer Straftaten festgestellt, die auf Täter mit aus-
ländischer oder religiöser Ideologie zurückzuführen sind. 

4.2 Räumliche Integration 

Neben der Arbeitsmarktintegration stellt die Wohnsituation einen entscheidenden Indikator für 
die gesellschaftliche Teilhabe von Migrant:innen dar. In der Analyse wurde die Frage aufgewor-
fen, inwiefern sich in Warburg bereits eine Durchmischung der Wohnbevölkerung eingestellt hat 
oder ob weiterhin trennende Strukturen dominieren. Hier zeigt sich, dass bei der räumlichen Auf-
teilung bereits Fortschritte erkennbar sind: „[…] es auf beiden Seiten eher nicht mehr so stark ge-
trennt, dass auf der einen Seite vielleicht Migranten Flüchtlinge leben und auf der anderen Seite 
dann Einwohner und Einwohnerinnen vor Ort.“ 

Kontextualisierung durch Sozialdaten  

Ein Blick in den Sozialdatenbericht der Hansestadt Warburg deutet teilweise an, dass diese Sorge 
vor einer „Trennung“ für bestimmte Gruppen berechtigt ist, während andere bereits stark de-
zentralisiert leben. Es zeigt sich eine Zweiteilung der Wohnsituation: Hohe Integration bei ukraini-
schen Geflüchteten: Bei den Geflüchteten aus der Ukraine ist die von der Fragestellung erhoffte 
Verschränkung weitgehend Realität. Zum Stand Dezember 2024 lebte der Großteil dieser Gruppe 
(396 Personen) in privatem Wohnraum, während nur eine Minderheit (63 Personen) in städti-
schen Unterkünften untergebracht war. Dies spricht für eine erfolgreiche räumliche Integration in 
die bestehenden Nachbarschaften. 

Verfestigung in Sammelunterkünften: Demgegenüber steht eine steigende Auslastung der zent-
ralen städtischen Unterkünfte (Am Horenberg 1, Bahnhofstraße 43, Kleebrede 22), die vornehm-
lich von Asylbewerbern anderer Herkunftsländer bewohnt werden. Die Gesamtbelegung dieser 
Einrichtungen stieg im Jahresverlauf 2024 von 200 Personen im Januar auf 247 Personen im De-
zember an. 

Diese Daten legen nahe, dass die im Zitat angesprochene Trennung („auf der einen Seite Mig-
ranten, auf der anderen Einwohner“) insbesondere für jene Menschen bestehen bleibt, die nicht 
Zugang zu privatem Wohnraum finden und somit langfristig auf die Sammelunterkünfte ange-
wiesen sind. Die räumliche Konzentration an den Standorten Horenberg, Bahnhofstraße und 
Kleebrede bildet somit potenzielle Hotspots, die einer sozialen Durchmischung entgegenwirken 
könnten. 

4.3 Herausforderungen in der Demokratieförderung und im Ehrenamt 

Bei näherer Betrachtung zeigt sich bei dem ehrenamtlichen Engagement in der Hansestadt 
Warburg ein Ungleichgewicht. Das Ehrenamt wird in Warburg primär von einer spezifischen Mi-
lieu-Gruppe getragen: „Wir haben es mit Menschen zu tun, die älter sind [...] in aller Regel. Und 
wir haben es mit Menschen zu tun, die doch sehr privilegiert sind“. Während die Unterstützung 
für Betroffene durch privilegiertere Akteure gesichert ist, mangelt es an der Partizipation der be-
troffenen Gruppen selbst: „Was fehlt, ist ein Ehrenamt der Betroffenen [...] das fehlt tatsächlich“. 
Der Zugang zu Unterstützungsstrukturen gelingt aktuell vor allem jenen, „die ohnehin schon an 
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die Beratungsangebote der freien Wohlfahrt angebunden sind“. Im Gegensatz dazu ist bei nie-
derschwelligen Angeboten, z. B. bei einem Mittagstisch-Format, ein ehrenamtliches Engagement 
durch die Betroffenen selbst – hier bezogen auf Personen mit Migrations- und/oder Fluchtge-
schichte – vorhanden. 

Andere Interviewpartner:innen bestätigen, dass vor allem bereits Engagierte mitmachen, wäh-
rend „Demokratie-Skeptiker:innen“ nicht erreicht werden.  "Und da kommen sie aber ganz 
schnell in diese Richtung, dass sie mit einer Klientel zu tun haben, der Zivilgesellschaft, die sehr 
engagiert ist, sehr belesen, informiert ist, die bei solchen Projekten sofort mitmacht. Die haben 
sie sofort bei sich auf der Seite. Aber die Akteure, um die es eigentlich geht, also Demokratie 
skeptische Akteure, sag ich jetzt mal, an die kommt man ganz ganz schwer heran." Programme 
wie "Demokratie leben!" sprechen eine bildungsbürgerliche Klientel an, die ohnehin überzeugt ist. 
Der Zugang zu kritischen Milieus fehlt weitgehend. Die Gründe hierfür sind vielfältig: Einerseits 
gibt es eine spürbare Skepsis in der Bevölkerung gegenüber der Verwendung von Steuergeldern 
für „abstrakte“ Demokratieprojekte, wenn gleichzeitig die notwendige Infrastruktur (z. B. Schulen 
oder Straßen) marode ist. So gibt es einen „nicht zu unterschätzenden Teil, der die Projekte kri-
tisch sieht [...] 'Wozu brauchen wir denn das, warum wird hier Steuergeld [...] für 'ne Toleranzbank 
ausgegeben? [...] und in unseren Schulen, da schimmelt es durch.“ 

Darüber hinaus wurde vereinzelt Kritik am Format der Demokratiekonferenz geäußert. Einzelne 
Stimmen berichteten, dass das Angebot aus ihrer Sicht nur begrenzt besucht werde und nicht 
alle Teilnehmenden gleichermaßen erreiche. Insbesondere wurde angemerkt, dass externe Bei-
träge mitunter als wenig anschlussfähig an lokale Erfahrungen wahrgenommen würden. Vor 
diesem Hintergrund regten einige Interviewpartner:innen an, das Format weiterzuentwickeln und 
neben fachlichem Input von außen sowie Vernetzungsmöglichkeiten vor Ort stärker Raum für 
die Perspektiven, Erfahrungen und Impulse der lokalen Projekträger:innen zu schaffen. 

In einzelnen Rückmeldungen wurde zudem angedeutet, dass die inhaltliche Schwerpunktset-
zung der Demokratiekonferenz nicht von allen als gleichermaßen mobilisierend empfunden 
werde. So äußerten einige, dass der Fokus auf „Diskriminierung und Rassismus“ teilweise als 
stark bekannt wahrgenommen werde und bei bestimmten Zielgruppen eher Zurückhaltung aus-
lösen könne. Diese Einschätzungen spiegeln individuelle Wahrnehmungen wider und wurden 
nicht von allen geteilt. Gleichwohl wurden sie als Anstoß verstanden, über eine noch breitere 
thematische Ansprache und eine strategisch vielfältige Ausrichtung der Demokratiekonferenz 
nachzudenken. 

4.4 Mittelfristige Entwicklungsszenarien 

Mangelnde Sichtbarkeit und fehlende „Alltagsselbstverständlichkeit“ der Hilfsangebote 

Ein zentrales Defizit, das in der vorangegangenen Analyse deutlich wird, ist die fehlende Veran-
kerung der Antidiskriminierungsarbeit im Alltagswissen der Bürger:innen vor Ort. Während für 
andere Lebensbereiche klare Anlaufstellen bekannt sind, existiert für den Bereich Diskriminierung 
und Demokratieförderung noch keine „kognitive Landkarte“. Ein:e Interviewpartner:in fasst es so 
zusammen: „Ja, also jeder, egal ob man Auto hat oder nicht, wird Ihnen sagen können, wo man 
eine Windschutzscheibe im Zweifelsfall reparieren kann“. Im Gegensatz dazu fehlt für die 
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demokratische Kultur und den Diskriminierungsschutz „diese Selbstverständlichkeit, die darin 
liegt, die fehlt uns noch komplett“. 

Die Problemlage besteht also darin, dass die Angebote zwar existieren, aber kommunikativ nicht 
tief genug in die breite Öffentlichkeit vorgedrungen sind. Als ein wichtiger Schritt, um Diskriminie-
rung stärker in den Fokus zu richten, wird dabei auch die Notwendigkeit genannt, „Diskriminie-
rung nicht nur als individuelles, sondern als gesellschaftliches Phänomen zu begreifen“. Um 
diese Barriere zu durchbrechen, bräuchte es eine massive Steigerung der medialen Präsenz, die 
über gelegentliche Hinweise hinausgeht: „Eigentlich müsste auf sämtlichen Radiokanälen so 
jede Stunde so ein Jingle spielen“. Solange dieser Grad der Durchdringung nicht erreicht ist, 
bleibt die Unterstützung bei Diskriminierung in Warburg ein Angebot, das von Betroffenen oft 
nicht gefunden wird, weil sie auf diese nicht aufmerksam gemacht wurden.  

4.5 Umstände, die Probleme erschweren 

Aufenthaltsrechtliche Unsicherheit und Abwanderungstendenzen 

Die Analyse der Partizipationsmöglichkeiten von Menschen mit Fluchtgeschichte in Warburg of-
fenbart zwei wesentliche strukturelle Hindernisse: die rechtliche Unsicherheit und die begrenzte 
Community-Anbindung im ländlichen Raum. 

1. Politische Zurückhaltung durch aufenthaltsrechtliche Sorgen: Ein gravierendes Hemmnis 
für die politische Interessenvertretung ist die Befürchtung, dass zivilgesellschaftliches En-
gagement von Menschen ohne verfestigten Aufenthaltstitel negative Auswirkungen auf 
laufende Asylverfahren haben könnte. So stellen sich die Betroffenen häufig die Frage: „Ist 
das wirklich so klug, das zu machen? Oder schneide ich damit eigentlich ins eigene 
Fleisch?“.  

2. Abwanderung in urbane Zentren (Community-Sog) Zusätzlich erschwert die ländliche 
Struktur Warburgs die Bindung dieser Zielgruppe. Wer Anschluss an eine spezifische kul-
turelle oder soziale Community sucht, orientiert sich oft weg von der Kleinstadt hin zu 
größeren Zentren. So übt der „großstädtische Raum“ wie Paderborn oder Kassel eine 
starke Anziehungskraft aus. Dies führt zu einem „Engagement Drain“ für Warburg: Diejeni-
gen, die sich vernetzen und engagieren wollen, verlassen die Kommune, weil sie vor Ort 
die kritische Masse ihrer Community nicht vorfinden. 

Der „Bubble-Effekt“ und die Grenzen der Erreichbarkeit 

Trotz vorhandener Bildungsangebote identifiziert die Analyse eine strukturelle Hürde in der An-
sprache der breiten Bevölkerung. So verfehlen Maßnahmen wie Workshops, die sich explizit „an 
die Mehrheitsgesellschaft wenden“, oft paradoxerweise genau diese. Stattdessen erreichen sol-
che Initiativen tendenziell „wieder so eine Bubble“ aus bereits Interessierten. Hoch qualitative de-
mokratische Bildungsarbeit stößt hier in ihrer gesellschaftlichen Durchdringung an ihre Grenzen. 

Institutionelle und organisatorische Reibungsverluste 

Weitere „organisatorische Hürden, wenn es um andere institutionelle Träger geht“ stellen hohe 
bürokratische Anforderungen bei Förderanträgen dar. So erschweren bürokratische Hürden, 
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enge Förderauflagen und die Notwendigkeit, Anträge teils praxisfern auf Richtlinien anzupassen, 
um die „entsprechenden Kreuze [zu] machen“, die zivilgesellschaftliche Arbeit. 

Infrastrukturelle Defizite und regulatorische Hürden 

Neben den administrativen Hürden bei der Antragstellung identifiziert die Analyse auch massive 
Barrieren auf der Ebene der praktischen Umsetzungsinfrastruktur. Ein limitierender Faktor für die 
demokratische Kulturarbeit in der Region ist der Mangel an geeigneten Räumlichkeiten, die für 
innovative Formate genutzt werden können.  

Verschärft wird dieser Raummangel durch rigide regulatorische Auflagen, die eine flexible Nut-
zung vorhandener Infrastruktur (z. B. Turnhallen) verhindern. Im Interview wird beschrieben, dass 
Projekte an strengen Sicherheitsvorschriften scheitern. 

Die Konsequenz dieser Gemengelage aus Raummangel und Überregulierung ist der Verlust at-
traktiver Angebote für die Zielgruppe. Wenn Projekte „an Auflagen gescheitert“ sind, obwohl der 
Wille und die Ideen da sind, deutet dies auf ein strukturelles Problem hin: Die Verwaltungslogik 
dominiert die Ermöglichungslogik, wodurch kreative Spielräume im öffentlichen Raum massiv 
eingeschränkt werden. 

Rechtliche Unsicherheiten 

Teilweise erschweren rechtliche Unsicherheiten zudem die Durchführung von Aktionen in der De-
mokratieförderung in Warburg. So schilderten mehrere Akteure die Absicht z. B. Wahl-Plakate „zu 
modifizieren, um die Hintergründe/Absichten der Parteien darzustellen bzw. rhetorische Strate-
gien aufzuzeigen. Da waren wir unsicher, was drauf darf und was nicht (z.B. wegen Copyright). 
Insbesondere, da öffentliche Fördermittel zur Verfügung standen. Gleiches auch bei Flyer- und 
Plakat-Ideen, wo wir direkt einzelne Politiker mit ihren Aussagen abbilden würden.“ Diese rechtli-
chen Unsicherheiten führen im Zweifel dazu, dass Aktionen zur Aufklärung über Politik verworfen 
werden – auch im digitalen Raum: „Ähnliches gilt auch für unsere Postings auf Instagram“. Diese 
Sorge vor Angreifbarkeit wird zwar durchweg beschrieben, jedoch vor allem in Bezug auf Privat-
personen: „Unsere Sorgen um juristische Angreifbarkeit kommen da her, dass wir allesamt als 
Privatpersonen agieren. Also kein Verein o.ä., hinter dem wir uns ‚verstecken‘ könnten“. 

Finanzierung und bürokratische Hürden 

Ein wesentliches Strukturdefizit der lokalen Demokratiearbeit ist das Missverhältnis zwischen in-
haltlicher Arbeit und administrativem Aufwand bei der Mittelbeschaffung. Akteure berichten von 
einem Fehlen einer „vernünftigen Ausstattung mit finanziellen Mitteln“, was dazu führt, dass für 
grundlegende Materialien wie Flyer oder Einzelworkshops separate Projektanträge gestellt wer-
den müssen. Dieser Zustand bindet massive zeitliche Ressourcen, die der eigentlichen pädago-
gischen Arbeit fehlen: „Das frisst einfach so viel Zeit und Energie“. 

4.6 Partizipation von Jugendlichen 

Das Jugendzentrum erreicht primär Jugendliche der „unteren Mittelschicht“ im Alter von 10 bis 14 
Jahren, mit einem ausgeglichenen Geschlechterverhältnis (50/50). Während das Zentrum frü-
her als reiner „sozialer Brennpunkt“ galt, in dem größtenteils Migranten der zweiten Generation 
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verkehrten (80-90%), ist die Besucherschaft heute heterogener mit „mittlerweile 16 verschiede-
nen Nationalitäten“. 

Die Art der Arbeit hat sich dadurch massiv gewandelt. Es ist „kein Ort von 40-60 Jugendlichen 
[mehr], die sich treffen wollen“, sondern die Arbeit konzentriert sich zunehmend auf „bedürftige 
Kinder, die 1 zu 1 Betreuung wollen“. Allerdings leiden die Kinder und Jugendliche meist und feh-
lenden familiären Strukturen: „Heutige Lebenswelt für Kinder total herausfordernd (Eltern nie zu 
Hause, wenig Zeit) – das Jugendzentrum fängt das auf“. 

Ein zentrales Problemfeld ist der unregulierte Medienkonsum. Eltern geben Kindern „viel zu früh“ 
(teils mit 7-8 Jahren oder früher) Smartphones und nehmen ihre Verantwortung nicht wahr. Dies 
führt zu einer Konfrontation mit „Gräueltaten über Social Media“, wodurch „Kinderseelen kaputt 
gemacht“ werden und eine generelle Verrohung stattfindet. Gleichzeitig nimmt „Resilienz bei 
Kindern ab; Kinder werden nicht mehr vor Herausforderungen gestellt, die schwierig zu lösen 
sind“. 

Zusätzlich herrscht bei den Jugendlichen ein Desinteresse an Politik vor, das als Spiegelbild der 
Erwachsenenwelt gesehen wird: „Die Müdigkeit der Erwachsenen überträgt sich auf die Jugend-
lichen“. Eine Ausnahme bildet die Wahrnehmung der AfD bei Kindern mit Migrationsgeschichte, 
die konkrete Ängste äußern: „Haben Angst, dass sie zurückgeschickt werden“. 

Auch auf personeller Ebene zeigt sich eine Diskrepanz zwischen Anforderung und Unterstützung. 
Die zunehmende Diversität der Nationalitäten und die komplexer werdenden Betreuungslagen 
erfordern eine stetige Anpassung der pädagogischen Arbeit („Der Pädagoge muss mitwach-
sen“). 

Zugleich wurde Kritik an bestehenden Beteiligungsformaten wie dem Jugendforum geäußert. 
Ein:e Interviewpartner:in warnt davor, dass solche Formate oft unrealistische Erwartungen we-
cken, die aufgrund fehlender Ressourcen nicht erfüllbar sind (z.B. der Wunsch nach einer Turn-
halle). Am Ende entsteht dann häufig der Eindruck, dass Demokratie nur „gespielt“ wurde, wäh-
rend gleichzeitig „Erwartungen an echte Mitbestimmung“ geweckt wurden. Damit echte Mitbe-
stimmung funktioniert, müssen aber „Ressourcen zur Verfügung stehen auf der anderen Seite“. 

Gleichzeitig wird das Freizeitangebot in Warburg, insbesondere im Sportbereich, als einseitig 
wahrgenommen. Die Vereinslandschaft wird als „monokulturell“ beschrieben, dominiert vom 
Fußball. Diese Einseitigkeit trifft bei den Jugendlichen zunehmend auf Ablehnung und hängt 
ihnen sprichwörtlich „zu den Ohren raus“. Es fehlt an einer „diverseren Vereinslandschaft“, die 
auch Sportarten wie Basketball oder Fechten abdeckt, um unterschiedliche Interessen anzu-
sprechen. 

Verschärft wird diese Situation durch einen Mangel an physischen Räumen. Es fehlt eine „weitere 
große Turnhalle“, was zu einer Ressourcenkonkurrenz führt, da sich „Jugendliche und Erwach-
sene die vorhandenen Kapazitäten teilen müssen“. Dies schränkt die Flexibilität und die Möglich-
keit für spontane oder neue Angebote massiv ein. 
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4.7 Fake News 

Die Verbreitung von Falschinformationen erfolgt primär über soziale Medien und transportiert 
bundesweite Diskurse in die lokale Ebene. Besonders auffällig sind hierbei fremdenfeindliche 
Narrative und die Strategien politischer Akteure im Wahlkampf. Ein:e Interviewpartner:in be-
schreibt die Situation wie folgt: „Die Falschinformationen, die in Warburg und der Region von 
überregionalen Akteuren wahrgenommen wird, dürften wohl die gleichen sein, wie in ganz 
Deutschland. Logischerweise finden überregional gestreute Falschinformationen via YouTube, 
TikTok, Instagram etc. auch in Warburg ihre Empfänger. Da fällt uns aufgrund von Gesprächen 
mit Mitmenschen stark das Diffamieren von Migranten auf. Ab und zu fallen auch die altbekann-
ten „das darf man ja nicht mehr sagen“-Formulierungen auf. Auffällig war, dass die AfD im 
Wahlkampf zur Bürgermeisterwahl d.J. mit überregionalen Themen auf ihren Wahlplakaten (de-
ren Wahrheitsgehalt/Narrativbildung bekannt sein sollte) aufgetreten ist. Eine konkrete bzw. ziel-
gerichtete Verbreitung von regionalen Falschinformationen ist in Warburg kaum auszumachen.“  

Hinsichtlich gezielter Angriffe auf lokale Persönlichkeiten scheint die Lage in Warburg vergleichs-
weise ruhig zu sein. Es gibt keine Hinweise auf organisierte digitale Hetzkampagnen gegen Ein-
zelpersonen vor Ort. Dennoch hat die Vergangenheit, insbesondere während der Pandemie, ge-
zeigt, dass sich radikalisierte Gruppen auch im öffentlichen Raum Warburgs manifestieren und 
Konflikte suchen: „Auch ein zielgerichtetes bzw. strukturiertes Diffamieren von konkreten lokalen 
Personen etc. welches über „Lästern“ und „Stammtischgerede“ hinaus geht, ist uns nicht be-
kannt. Erwähnen möchte ich an der Stelle lediglich, dass in der Coronazeit auch in Warburg eine 
Gruppe von Montagsdemonstranten durch die Stadt zogen und diese bei einer Solidaritätsver-
anstaltung für die Ukraine (öffentlicher Raum) akustisch gestört/provoziert hat.“ 

Ein entscheidender Befund der Analyse ist die positive Rolle der lokalen Tagespresse. Diese wird 
nicht als Treiber von Desinformation, sondern als stabilisierender Faktor der Aufklärung wahrge-
nommen. Das Problemfeld verlagert sich somit fast ausschließlich in den digitalen Raum: „Lokale 
Medien spielen dabei keine Rolle ! Im Gegenteil, beide in Warburg vorhandenen Tageszeitungen 
sind sehr stark an der Aufklärung regionaler Ereignisse beteiligt, ohne Gerüchte zu schüren oder 
übermäßig „Politik zu machen“. Es stehen da ganz klar die üblichen sozialen Medien im Vorder-
grund.“ 

Die Wirkungsmacht dieser über Social Media verbreiteten Narrative lässt sich in Warburg an 
konkreten Beispielen festmachen. Diese betreffen sowohl das Wahlverhalten bestimmter Milieus 
als auch die Wahrnehmung von Migration im schulischen und privaten Kontext. Die Beobach-
tungen zeigen, dass Desinformation auch bei Menschen mit eigener Migrationsgeschichte ver-
fangen kann: „Es ist auffällig, dass die AfD hohen Zuspruch bei den Wählern in den Ortsteilen fin-
det, in denen viele Russlanddeutsche wohnen.“  

Die Analyse zeigt, dass überregionale Desinformationskampagnen und negative Narrative nicht 
nur konsumiert werden, sondern bereits das Meinungsbild und das soziale Miteinander in War-
burg prägen. Die Wirkung dieser Narrative beschränkt sich dabei nicht auf klassische „rechte“ 
Milieus, sondern diffundiert in unterschiedlichste Bevölkerungsgruppen. 
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Ein:e Interviewpartner:in beschreibt eindrücklich, wie abstrakte Ängste auf lokale Institutionen 
projiziert werden: „Gleichzeitig schildern einige Lehrer, dass Eltern der Meinung sind, dass ein ho-
her Migrationsanteil in den Klassen die schulische Leistung schmälert.“ Dies verdeutlicht, wie 
mediale Diskurse das Vertrauen in das lokale Bildungssystem belasten können, unabhängig von 
der tatsächlichen pädagogischen Situation vor Ort. 

Noch weitreichender ist die Beobachtung, dass visuelle Desinformation auf Plattformen wie 
TikTok (z. B. Videos von vermüllten Wohnungen ohne Kontext) so suggestiv wirkt, dass sie kultu-
relle und ethnische Grenzen überschreitet. Selbst Menschen mit eigener Migrationsgeschichte 
übernehmen teils rechtspopulistische Deutungsmuster, wenn diese ihre persönlichen Wertevor-
stellungen (z. B. Ordnung und Sauberkeit) triggern. Das Interview liefert hierzu ein bezeichnendes 
Beispiel: „Zitat eines deutschen Mitmenschen mit syrischer Herkunft (und extrem konservativer 
Haltung […]) nach der Betrachtung eines TikTok-Videos über angeblich von arabischer Lebens-
weise verschmutzter Wohnung: ‚Wenn das so weitergeht, sieht bald ganz Deutschland so aus‘.“ 

Dieses Beispiel unterstreicht die Gefahr von „Filterblasen“: Algorithmen bedienen emotionale 
Reize so effektiv, dass sie solidarische Haltungen innerhalb von Communities aufbrechen und 
pauschalisierende Feindbilder („ganz Deutschland sieht bald so aus“) verfestigen können. 

Abschließend lässt sich festhalten, dass das Mediennutzungsverhalten in Warburg den allge-
meinen demografischen Trends folgt. Es existiert eine klare Kluft zwischen den Generationen hin-
sichtlich der Informationsquellen, wobei das Fehlen regionaler Radiosender eine lokale Beson-
derheit darstellt: „Da dürfte Warburg ähnlich dastehen, wie Gesamtdeutschland. Je älter, desto 
traditioneller (TV/Radio und Print), je jünger, desto Handy-affiner.“ 

5. Ressourcenanalyse 

5.1 Demokratische Zivilgesellschaft 

Angesichts einer wahrnehmbaren Politikverdrossenheit und dem Zuwachs der AfD, legt die Part-
nerschaft für Demokratie (PfD) in der dritten Förderperiode einen strategischen Schwerpunkt auf 
die Rückgewinnung von Vertrauen und die Schaffung neuer Begegnungsräume. Ziel ist es, „nied-
rigschwellige Partizipationsangebote“ zu schaffen und einen „proaktiven, konstruktiven Umgang 
mit dem Thema Demokratieskepsis“ zu entwickeln. 

Die Analyse der zivilgesellschaftlichen Strukturen in Warburg zeichnet dabei das Bild eines eng 
vernetzten und kooperativen Raumes. Ein wesentlicher Standortvorteil für die Ressourcenbünde-
lung scheint dabei die Übersichtlichkeit der Kommune zu sein, die kurze Kommunikationswege 
begünstigt. Die Zusammenarbeit der Akteure profitiert maßgeblich von den gewachsenen per-
sönlichen Kontakten vor Ort. Ein Interviewpartner beschreibt diese Ressource der „kurzen Wege“ 
eindrücklich: „Warburg ist klein, daher sind auch die Wege untereinander kurz. Irgendwie kennt 
man immer jemanden aus einer anderen Institution und kommt daher schnell in Kontakt unter-
einander.“ 

Das organisatorische Rückgrat der Zivilgesellschaft bildet das lokale Bündnis, das eine Vielzahl 
unterschiedlicher Träger unter einem Dach vereint. Die Einschätzung zur Aufstellung der Stadt 
fällt dementsprechend positiv aus: „Da ist Warburg gut aufgestellt. Allen voran ist da das 
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‚Bündnis für Demokratie und Toleranz‘ zu nennen. Dort finden sich viele Akteure/Vereine/Instituti-
onen aus Warburg wieder. Neben vielen Privatpersonen z.B.: Verein zweite Heimat, Anti-Fa-
kenews (private Initiative), Initiative Buntes Warburg, Verein für Völkerverständigung, Kulturforum 
Warburg e.V., Caritas, Erd-Charta Ideenwerkstatt, Museum of Humanity, Ukrainische Gemeinde, 
Kirchengemeinden – und viele mehr.“ 

Diese Akteure agieren dabei dual: Sie nutzen das Netzwerk, bewahren sich aber ihre operative 
Eigenständigkeit in der Umsetzung von Formaten. Ergänzend wirkt hier das städtische Förder-
programm: „Alle o.g. machen eigene Veranstaltungen wie Workshops, Ausstellungen, Lesungen 
usw., sind aber auch sehr im vorgenannten Bündnis aktiv. Dazu kommt noch das Programm ‚De-
mokratie Leben‘ von der Stadt Warburg.“ 

Ein spezifischer Ressourcen-Schwerpunkt liegt im Bereich der digitalen Aufklärung. Hier enga-
giert sich die „Anti-Fakenews Initiative“, die versucht, etablierte Faktenchecker-Angebote lokal 
verfügbar zu machen und Hürden abzubauen: „Wir haben den Eindruck, die Angebote/Ver-
eine/Internetseiten wie z.B. Mimikama oder Correctiv sind bekannt, auch bei jüngeren Men-
schen.“ Des Weiteren gibt es Kooperationen zwischen Vereinen und Verbänden: „Wir [...] haben 
ferner eine Link-Liste erstellt, auf denen Angebote/Vereine/Internetseiten u.s.w. aufgeführt sind 
und online gestellt auf der Webpage der Zweiten Heimat [...].“ 

Der Verein „Zweite Heimat“ wird als besonders ressourcenstark und erfahren in der praktischen 
Integrationsarbeit hervorgehoben. Die Historie und die enge Kooperationen mit der Kommune 
sowie auch anderen Stellen werden im Interview wie folgt beschrieben: „Also da haben wir bei-
spielsweise die zweite Heimat. Das ist eine Ehrenamtsorganisation, die sich 2015/16 gegründet 
hatte. Die haben sich auch als Verein ausgestaltet. Ähm, die waren halt sehr aktiv. Aktuell ein 
bisschen weniger bei der Ukraine, bei den Ukrainern, weil die so ein bisschen anders aufgestellt 
sind. Aber mit denen arbeiten wir ganz intensiv zusammen.“ 

Wie effektiv diese Ressource des Ehrenamts in der Praxis greift, zeigt sich am Beispiel der Betreu-
ung afghanischer Ortskräfte. Hier wurde ein Patenschaftsmodell etabliert, das über digitale Ka-
näle koordiniert wurde: „Beispielsweise bei den afghanischen Ortskräften war das so gewesen. 
[...] Jede Familie hat dann quasi einen ehrenamtlichen Paten bekommen. Wir waren dann in der 
WhatsApp Gruppe.“ 

Der Mehrwert dieses zivilgesellschaftlichen Engagements zeigt sich konkret im Bildungserfolg 
und der zusätzlichen Sprachförderung für Frauen, die über staatliche Angebote hinausging: „Und 
das war dann immer ganz toll zu sehen, dass die Frau, also die afghanischen Ortskräfte, die 
Frauen, die waren dann in dem regulären Sprachkurs vormittags und sind tatsächlich noch ein 
bis zweimal die Woche nachmittags in diesen Sprachkurs der ehrenamtlichen gegangen und 
dann nur unter den Frauen. Und da haben sie sich dann auch noch mal ihre Sprachfähigkeiten 
verbessern können.“ 

Das Pennig-Haus als zentraler Demokratie-Ort 

Um die Sichtbarkeit und Erreichbarkeit der Angebote zu gewährleisten, wird ein physischer An-
kerpunkt im Stadtgebiet etabliert. Das Pennig-Haus – zentral beim Neustädter Marktplatz gele-
gen – dient dabei für alle Bürger:innen als Ort des Austausches und des Miteinanders. Es soll als 



29 
 

„offener Demokratie-Ort etabliert“ werden und zum „zentralen Ort für den demokratischen Dia-
log in Warburg“ avancieren. Durch diese räumliche Verortung wird Demokratieförderung aus 
dem Abstrakten in den städtischen Alltag geholt. 

 

Zielgruppengerechte Formate für Dialog und Aufklärung 

Um die Bürgerschaft aktiv einzubinden und Resilienz gegen Desinformation zu stärken, setzen die 
Akteure vor Ort auf eine Kombination aus Dialog-, Bildungs- und Beteiligungsformaten: 

• Demokratie-Dialoge: In regelmäßigen Abständen finden im Pennig-Haus „Demokratie-
Dialoge“ statt. Diese bieten einen geschützten Raum, „bei denen die Bürger ihre Skepsis 
offen äußern und diskutieren können“. Ziel dieser Maßnahmen ist es, „bis Ende 2025 min-
destens 75 Teilnehmende zu erreichen“. 

• Faktencheck-Workshops: Als Reaktion auf die „zunehmende Verbreitung von Falschin-
formationen und Verschwörungstheorien in sozialen Medien“, werden „bedarfsorientierte 
‚Faktencheck-Workshops‘“ angeboten. Diese schulen die Teilnehmenden im Erkennen 
von Fake News und stärken die Urteilskraft. 

• Demokratie-Cafés: Um Hürden zwischen Zivilgesellschaft und staatlichen Institutionen 
abzubauen, schaffen „regelmäßige ‚Demokratie-Cafés‘ [...] einen niedrigschwelligen 
Raum für informellen Austausch zwischen Bürgern, Verwaltung und Politik“. 

• Ideenlabor und Zukunftswerkstätten: Die PfD fördert die aktive Mitgestaltung durch ein 
„Ideenlabor“, das es Bürgern ermöglicht, „eigene Projektvorschläge einzubringen und ge-
meinsam weiterzuentwickeln“. Ergänzend laden „halbjährliche ‚Zukunftswerkstätten‘“ 
dazu ein, „gemeinsam Visionen für Warburg zu erarbeiten“. 

• Online-Plattformen: Eine wesentliche Ressource der Antidiskriminierungsarbeit in War-
burg ist ein funktionierendes Netzwerk von Engagierten, die als „Zuträger“ fungieren. Ge-
rade niederschwellige Angebote können davon profitieren, z. B. im Projekt „Spuren sicht-
bar machen“. Hier führen Hinweise von Engagierten dazu, dass Spuren christlicher Ju-
denfeindlichkeit auf der Website spuren-sichtbar-machen.de erfasst und erklärt wer-
den.  

Die Teilnahme an diesen Formaten verfolgt das übergeordnete Ziel, dass Bürgerinnen und Bür-
ger „demokratische Prozesse selbst erleben und ihre Selbstwirksamkeit erfahren“. Als weitere 
Formate, die in die Partnerschaft für Demokratie eingebracht werden können, werden zudem 
„verschiedene Veranstaltungen, Workshops, Lesungen“ sowie spezifische Projekte, welche die 
„historische und gesellschaftliche Aufarbeitung [von Rassismus und Diskriminierung] lokal ver-
ankern“, genannt. 

Hohe Reflexionsbereitschaft der engagierten Zivilgesellschaft 

Eine qualitative Stärke der Warburger Zivilgesellschaft liegt in der Bereitschaft etablierter Akteure 
zur Vernetzung und Weiterbildung. Die Analyse zeigt, dass die Beratungsangebote nicht nur in 
Krisenfällen genutzt werden, sondern dass sich „engagierte Gruppen, sei das jetzt Gruppen, die 
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in der Flüchtlingshilfe aktiv sind [oder] die in der Antifaschismus Arbeit aktiv sind“, proaktiv an 
die Zivilgesellschaft wenden. 

Treibende Kraft ist dabei der Wunsch nach Professionalisierung („Dinge klarer kriegen wollen“) 
und die Einsicht, dass z. B. Antirassismusarbeit auch eine Auseinandersetzung mit eigenen Privi-
legien erfordert. So wird die Antirassismusarbeit als „immerwährender Prozess“ beschrieben. 

Funktionierende Netzwerke  

Ein positives Merkmal der Migrationsarbeit in Warburg ist die enge Verzahnung zwischen haupt-
amtlicher Verwaltung, Wohlfahrtsverbänden und dem Ehrenamt. Im regionalen Vergleich wird 
Warburg dabei als privilegierter Standort wahrgenommen, der über funktionierende Strukturen 
verfügt, die andernorts fehlen. 

Die Situation vor Ort wird im Interview als positiv beschrieben, insbesondere im Hinblick auf die 
vorhandenen Ressourcen und Kooperationspartner. „Dass wir in Warburg so ein bisschen das 
Tal der Glücklichen sind [...]. Also wir haben eine sehr geringe Arbeitslosenquote, wir haben noch 
sehr gute Strukturen vor Ort. [...] Ich habe Netzwerk, mit denen ich arbeiten kann. Ich habe ehren-
amtlich, mit denen ich arbeiten kann.“ 

Im Gegensatz zu anderen Kommunen, wo hauptamtliche Strukturen fehlen oder überlastet sind 
(„Die haben niemanden, an den sie verweisen können. Die kriegen nicht mal mehr Arzttermine“), 
kann in Warburg eher auf etablierte Partner wie die AWO, den Sozialdienst katholischer Frauen 
und die Diakonie zurückgegriffen werden. 

Arbeitsteilung zwischen Haupt- und Ehrenamt  

Während das Ehrenamt dabei die niederschwellige Begleitung im Alltag übernimmt, konzentriert 
sich die Verwaltung auf komplexe Fälle: „So Probleme des alltäglichen Lebens haben die Ehren-
amtlichen gemacht. Was darüber hinausging, da haben die dann an uns verwiesen. [...] Also da 
war extrem guter, intensiver Austausch.“ 

Professionelle Distanz  

Ein interessanter Aspekt der Analyse ist die Betonung einer „professionellen Haltung“ als Schlüs-
sel für den Erfolg in der Zusammenarbeit mit Behörden wie dem Jobcenter oder der Ausländer-
behörde. Ein:e Interviewpartner:in grenzt hierbei die Rolle des städtischen Angestellten klar von 
der des reinen Ehrenamtes ab: „Also ich glaube, das hat auch ein bisschen was mit professio-
neller Haltung zu tun, weil wenn man aus dem Ehrenamt kommt, dann quasi diesen System-
wechsel macht hin zu einem städtischen Angestellten. Da muss man das ein bisschen differen-
ziert betrachten. Also wir sind hier natürlich absolut ans Gesetz gebunden [...].“ 

Diese Nüchternheit und Gesetzesorientierung wird nicht als Hindernis, sondern als Vorteil gese-
hen, um Fälle objektiv zu bewerten und effizient zu lösen: „[...] dass man so ein paar Fälle profes-
sioneller von der rechtlichen Ebene aus nüchtern betrachtet, hilft auch sehr beim Austausch mit 
Jobcenter, Ausländerbehörde oder anderen Institutionen.“ 
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Ressourcenmanagement und Gerechtigkeit  

Die Notwendigkeit dieser Professionalität ergibt sich auch aus der hohen Arbeitsbelastung („teil-
weise war es schlimm gewesen, da hatte ich, glaube ich, um die 100, 120 Klienten“). Um Gerech-
tigkeit zu gewährleisten, muss die begrenzte Zeit effizient eingesetzt werden, anstatt sie aus-
schließlich für „Krisenfälle“ aufzuwenden, die durch mangelnde Mitwirkung entstehen: „Wir ha-
ben eine Verantwortung gegenüber unseren Klienten und wenn wir sehr viele Klienten haben [...] 
müssen wir ja gucken, dass wir alle so ein bisschen berücksichtigen, alle so ein bisschen gerecht 
behandeln. [...] Nur ich kann mich jetzt nicht um Klienten kümmern, wo es total katastrophal ist, 
die sich nicht an Termine halten, die nicht ihre Post aufmachen.“ 

Herausforderungen in der Zusammenarbeit 

Trotz der insgesamt positiven Bilanz gibt es Bereiche mit Überlastung. So wird die Arbeitsbelas-
tung im Jugendamt als sehr hoch beschrieben, was primär auf hohe Fallzahlen und Personal-
fluktuation zurückgeführt wird. 

5.2 Kommunalpolitische Akteure 

Die Stadtverwaltung Warburg nimmt in der Integrationsarbeit eine proaktive Gestalterrolle ein, 
die deutlich über reine Verwaltungsakte hinausgeht. Dies manifestiert sich besonders im Bereich 
der Unterbringung, wo durch eine „richtig aktive Wohnungsvermittlung“ seitens städtischer Mit-
arbeitender fast 300 Personen erfolgreich in privaten Wohnraum vermittelt werden konnten. 
Diese Strategie der Dezentralisierung war so effektiv, dass die städtischen Unterkünfte mittler-
weile „ziemlich leer“ sind und Konsolidierungen möglich werden. 

Gleichzeitig agieren die kommunalen Akteure in einem Spannungsfeld externer politischer De-
batten. Die aktuellen Diskussionen um Rückführungen (z.B. nach Syrien) führen zu Unsicherheiten 
vor Ort, da „aus der Politik [...] die Signale eher Richtung Rückführung“ gehen. Um diesen Heraus-
forderungen zu begegnen, setzen die Akteure auf eine enge Kooperation mit der Zivilgesell-
schaft. Die Vernetzung „zwischen den aktiven Vereinen, die sich gegen Rassismus und gegen 
Diskriminierung stark machen“, wird als intakt und als essenzielle „stabilisierende Ressource“ be-
schrieben. 

Ein strategischer Ansatz ist dabei die Förderung von „Menschen mit Migrationsgeschichte“ in 
Führungsrollen, da diese durch eigene lokale Netzwerke einen „neuen Zugang zu bislang wenig 
erreichten Zielgruppen“ ermöglichen. Vertreter der Stadt Warburg engagieren sich z. B. am „Run-
den Tisch für Flüchtlingsfragen“, organisieren Formate für Geflüchtete und Arbeitgeber oder Un-
ternehmerfrühstücke, um Vorurteile abzubauen. 

Kommunale Spitzenbeamte und politische Mandatsträger wirken außerdem aktiv an der Ge-
staltung institutioneller Netzwerke mit, um Arbeitslosigkeit zu bekämpfen und Fachkräfte zu si-
chern. So unterzeichneten der Landrat und die Geschäftsführungen von Arbeitsagentur und 
Jobcenter unterzeichnen Kooperationsvereinbarungen, etwa zur Gründung der Jugendberufs-
agentur oder zur Umwandlung der ARGE in das „Jobcenter Kreis Höxter“. Ziel ist es, Betreuungslü-
cken zu schließen und Jugendliche besser in den Beruf zu bringen. 
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Vertreter der Stadt Warburg engagieren sich am „Runden Tisch für Flüchtlingsfragen“, organisie-
ren Formate wie „Speed-Datings“ für Geflüchtete und Arbeitgeber oder Unternehmerfrühstücke, 
um Vorurteile abzubauen. 

Da Kommunalpolitiker und Verwaltungsmitarbeitende zunehmend Ziel von Hass und Gewalt 
werden, müssen jedoch auch hier, Schutzkonzepte Beratungsangebote entwickelt werden.22 

5.3 Unterstützungsbedarfe 

Fehlende Selbstvertretung und paternalistische Strukturen 

Als fehlende Ressource in der Warburger Zivilgesellschaft wird von einem das Fehlen migranti-
scher Selbstorganisationen (MSO) genannt. Interviewpartner:innen schildern, dass die Interes-
senvertretung von Menschen mit Migrationsgeschichte fast ausschließlich stellvertretend er-
folgt: Das Engagement werde primär von „weißen, gut situierten Personen“ getragen, die sich 
um die Situation von Migrant:innen bemühen. Was jedoch fehlt, sind Strukturen, in denen Be-
troffene „ihre Interessen selber eigenmächtig in die Hand nehmen“. 

Diese Schieflage deutet auf eine „Kümmerer-Struktur“ hin: Es wird viel für, aber wenig mit der 
Zielgruppe auf Augenhöhe organisiert. Als Ursachen für dieses Ressourcen-Defizit werden zwei 
strukturelle Faktoren benannt: Sogwirkung der Oberzentren: Die geografische Nähe zu Kassel 
und Paderborn führt dazu, dass politisch aktive Menschen mit Migrationsgeschichte sich eher 
dort engagieren, wo bereits starke Communities existieren. Warburg als „Mittelstadt“ kann diese 
kritische Masse oft nicht binden. 

Ein Teil der Geflüchteten lebt noch in zentralen Unterbringungseinrichtungen („Betrieb“/ZUE) und 
nicht in privaten Wohnungen. Diese isolierte Wohnform verhindert die Bildung stabiler, eigen-
ständiger Vereinsstrukturen, da der Fokus auf der Bewältigung des Alltags in der Einrichtung 
liegt. 

Darüber hinaus gelingt die aktive Einbindung in PfD-Strukturen kaum. Bürokratische Hürden und 
Sprachbarrieren verhindern, dass Migrant:innen selbst Projekte beantragen: „Es ist uns nicht in 
dem Maße gelungen, dort signifikant Akteure mit ins Projekt zu holen, die eben eine eigene Mig-
rationsbiographie haben.“ Als mögliche Ursachen hierfür werden die hohen bürokratischen Hür-
den bei den Antragsverfahren sowie Barrieren aufgrund von Sprache angeführt. Darüber hinaus 
würden „selbst Mikrofinanzierungen [...] wurden nur sehr, sehr marginal abgerufen“. 

Die Integration in den Arbeitsmarkt wird von den lokalen Akteuren (Jobcenter, Agentur für Arbeit) 
als wesentlicher Schlüssel zur gesellschaftlichen Teilhabe betrachtet. Um Geflüchtete gezielt zu 
unterstützen, wurde ein gemeinsamer „Integration Point“ von Arbeitsagentur und Jobcenter 

 
22 Sachverständigenrat Ländliche Entwicklung. 2024. Demokratiestärkung in ländlichen Räumen 
vor dem Hintergrund rechtsextremistischer Demokratiegefährdung. 
https://www.bmleh.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Ministerium/Beiraete/srle/Stellungnahme-
SRLE-2024-06-11.pdf?__blob=publicationFile&v=5. Zuletzt abgerufen am 12.12.2025. 

https://www.bmleh.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Ministerium/Beiraete/srle/Stellungnahme-SRLE-2024-06-11.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bmleh.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Ministerium/Beiraete/srle/Stellungnahme-SRLE-2024-06-11.pdf?__blob=publicationFile&v=5


33 
 

eingerichtet. Dieser bündelt Kompetenzen, um Asylbewerber und anerkannte Flüchtlinge schnel-
ler in Arbeit oder Ausbildung zu vermitteln.23 

Ein Erfolgsmodell ist die „Einstiegsqualifizierung plus Sprache“ (EQ +). Hierbei werden Langzeit-
praktika mit berufsbezogenen Sprachkursen kombiniert, um junge Geflüchtete auf eine Ausbil-
dung vorzubereiten (z. B. im Handwerk). Dies wird als vor allem als Chance für das Handwerk ge-
sehen, um dem Fachkräftemangel zu begegnen.24 

Familiäre Netzwerke als Basis zivilgesellschaftlichen Engagements 

Interviews zu Gelingensbedingungen für ehrenamtliches Engagement zeigen auch eine wesent-
liche Ressource, die in der klassischen Betrachtung oft übersehen wird: die familiäre Einbettung.  

Dem gegenüber steht die strukturelle Problemlage für die Teilhabe von Geflüchteten. Da diese 
Gruppe durch politische Rahmenbedingungen wie die Aussetzung des Familiennachzugs oder 
Debatten um Rückführung oft von ihren familiären Netzwerken getrennt ist, fehlt ihnen genau 
diese Basis-Ressource. Die psychische Belastung und die fehlende Anbindung an die Familien 
wirken somit als effektive Barriere für zivilgesellschaftliches Engagement.  

6. Handlungsbedarfe und Ansätze 
Basierend auf der Situations- und Ressourcenanalyse der Hansestadt Warburg sowie den er-
gänzenden Quellen lassen sich konkrete Handlungsempfehlungen für die Partnerschaft für De-
mokratie (PfD) Warburg ableiten. Diese zielen darauf ab, die demokratische Zivilgesellschaft an-
gesichts der politischen Polarisierung zu stärken und Handlungsfähigkeit zu sichern. 

1. Dezentralisierung: Fokus auf den ländlichen Raum. Um zu verhindern, dass in den kleine-
ren Ortsteilen „soziale Vakuumbereiche“ entstehen, die von Rechtsextremen besetzt wer-
den könnten, muss die Arbeit die Kernstadt verlassen. 

Dezentrale Miniprojekte: Die PfD kann gezielt Projekte in den ländlichen Ortsteilen fördern 
(z.B. Begegnungsorte, mobile Demokratiearbeit), um dem Gefühl des „Abgehängtseins“ 
entgegenzuwirken. 

Begegnungsräume stärken: Orte des milieu- und generationenübergreifenden Aus-
tauschs in den Dörfern dauerhaft unterstützt werden, um den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt vor Ort zu stärken. 

2. Qualifizierung und Diskursfähigkeit  

Die Zivilgesellschaft und Verwaltung müssen befähigt werden, Angriffen auf ihre Legitimi-
tät souverän zu begegnen. 

Argumentationstraining: Nutzung von Angeboten wie Workshops für „Argumentationshil-
fen gegen Rechtspopulismus“ um sich in der Breite sicher gegen Rechtsextremismus po-
sitionieren zu können.  

 
23 http://www.jobcenter-kreis-hoexter.de/anfahrt-arge.html 
24 http://www.jobcenter-kreis-hoexter.de/67.1.html 
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3. Prävention durch soziale Teilhabe und Integration  

Da soziale Notlagen oft als Nährboden für extremistische Narrative dienen, ist die Schnitt-
stelle von Sozialarbeit und Demokratieförderung essenziell. 

Förderung von Integrationsakteuren: Die PfD sollte die Zusammenarbeit mit Akteuren in 
der Integrationshilfe intensivieren und Projekte fördern, die konkrete Alltagshilfen und 
Job-Coaching anbieten, da diese präventiv gegen Ausgrenzung wirken. 

4. Aktivierung der Jugend  

Angesichts der gezielten Ansprache junger Menschen durch rechtsextreme Akteure (z.B. 
via Social Media) ist die Stärkung der Jugendbeteiligung zentral. Dafür ist es wichtig, das 
Jugendbeteiligung keine Scheinbeteiligung darstellt, sondern auch konkrete Ergebnisse 
umgesetzt werden können.  

Medienkompetenz: In Kooperation mit Schulen sollten Angebote zur digitalen Medienbil-
dung ausgebaut werden, um Jugendliche im Umgang mit Desinformation und Hate Spe-
ech im Netz zu unterstützen. 

5. Stärkung der institutionellen Resilienz und Schutzkonzepte  

Angesichts eines rauer werdenden gesellschaftlichen Klimas benötigen Engagierte mehr 
Rückhalt. Die Sorge vor strategischen Klagen oder formalen Fehlern hemmt das Engage-
ment bei kontroversen Themen. Der Zugriff auf professionelle Rechtsberatung wird daher 
als essenzielle Ressource zur Stärkung der Zivilgesellschaft gefordert. 

Aufgrund der Etablierung rechtspopulistischer Kräfte im Stadtrat und der damit verbun-
denen Gefahr von Obstruktion und Anfeindungen ist der Schutz demokratischer Akteure 
Priorität. 

Die PfD kann hier rechtliche Beratung, Qualifizierung in digitaler Sicherheit (gegen Hass 
im Netz) und psychosoziale Unterstützung für Betroffene von Anfeindungen anbieten. 

6. Etablierung „Dritter Orte“  

Orte wie das Haus Pennig können eine zentrale strategische Ressource für die Zukunft der 
PfD sein, als Ort, der verschiedene Träger und Organisationen (Stadt, Musikschule, VHS 
etc.) bündelt: „Also, die Idee ist dort in diesem Ort ein Demokratieort im Herzen von War-
burg zu etablieren, um dort Demokratieprojekte, Jugendforum, Begleitausschuss, ja eben 
solche Sachen durchführen zu können.“ Hierbei kann ein Thema abseits der Demokra-
tieförderung helfen, um auch jene Menschen zu erreichen, die noch nicht zivilgesell-
schaftlich aktiv sind: Das vorhandene Thema "Einsamkeit" kann im Fall des Haus Pennig 
als strategischer Hebel genutzt werden, um auch Menschen jenseits der eigenen Blase 
anzusprechen: „Übergreifend über dem Ganzen ist das Thema Einsamkeit. Das ist ein 
großes Thema, gerade bei Älteren, aber nicht nur, auch bei Jüngeren, Stichwort Corona. 
Und da will dieser Ort eben etwas erreichen.“ 
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7. Strategische Neuausrichtung der schulischen Demokratiebildung 

Die Zusammenarbeit mit Schulen wird trotz intensiver Bewerbung als „ausbaufähig“ 
wahrgenommen. Um Demokratieförderung nicht vom Engagement einzelner Lehrkräfte 
abhängig zu machen, bedarf es einer strukturellen Reform: Demokratiebildung darf kein 
„Add-on“ sein, sondern muss „standardmäßig in jeder Schule installiert“ werden. Dies er-
fordert einen systemischen Ansatz („Top-Down“), der beim Kollegium beginnt, um sicher-
zustellen, dass Lehrkräfte die Inhalte auch mittragen. Zudem wird konkret „mehr Sozialar-
beiter bzw. Referenten“ gefordert, um eine kontinuierliche politische Bildung jenseits 
punktueller Projekttage zu gewährleisten. 

8. Entwicklung von Strategien zur Öffnung des Ehrenamtes 

Das aktuelle Ehrenamt ist durch tendenziell ältere, privilegierte Personen geprägt. Es fehlt 
an einer Partizipation der Betroffenen selbst („Was fehlt, ist ein Ehrenamt der Betroffe-
nen“). Niederschwellige Zugänge müssen geschaffen werden, um Menschen außerhalb 
des etablierten Hilfesystems einzubinden. Textlastige Flyer in deutscher Sprache errei-
chen viele Zielgruppen nicht mehr („schmeißen das direkt weg“). Stattdessen sollten 
bildstarke, mehrsprachige Formate (z. B. Flyer zu Angeboten in dominanten Herkunfts-
sprachen) und Peer-to-Peer-Ansätze (z.B. über Jugendliche in sozialen Medien) forciert 
werden.  

9. Anpassung der Formate und Sichtbarkeit im öffentlichen Raum 

Das klassische Format der „Demokratiekonferenz“ wird von Akteuren als „nicht mehr zeit-
gemäß“ empfunden. Das Format werde wenig besucht und erreiche die Anwesenden 
nicht: „Was sitzt da einer aus Berlin, der uns hier in Warburg erklärt, wie die Welt funktio-
niert? [...] Was wollen die uns überhaupt sagen, wir wissen doch, wie es hier läuft.“ Dem-
nach solle das Format überdacht werden und neben externen Input und der Vernetzung 
vor Ort auch Raum lassen für die Perspektiven und den Input der Projekträger:innen vor 
Ort.  

10. Niedrigschwelligkeit 

Darüber hinaus liegen Möglichkeiten in konkreten, anfassbaren Projekten mit Nieder-
schwelligkeit als Türöffner: Formate wie Kochkurse („polnische Suppenküche“) oder kon-
krete Bauprojekte (Skatepark durch das Format „Jugend entscheidet“) funktionieren, weil 
sie Begegnung ohne explizites politisches Label ermöglichen oder direkte Selbstwirksam-
keit erfahrbar machen. 

7. Fazit und Synthese 
Faktoren, die den Raumkontext maßgeblich prägen 

Der Raumkontext der Hansestadt Warburg ist geprägt durch eine ländliche Struktur, demografi-
schem Wandel und wirtschaftlicher Stabilität. Seit der Jahrtausendwende sank die Einwohner-
zahl der Hansestadt von über 24.200 vor der Jahrtausendwende auf 23.252 im Jahr 2024. Gleich-
zeitig stieg das Durchschnittsalter stieg auf 45,3 Jahre, wobei die Gruppe, der über 65-jährigen 
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mit 23,1 % den größten Anteil stellt. Ein bestehendes Problem ist die Abwanderung junger Men-
schen („Bildungswanderung“), insbesondere in Universitätsstädte. 

Die wirtschaftliche Situation ist einerseits mit 4,2 % Arbeitslosigkeit auf niedrigem Niveau. Ande-
rerseits droht durch die demografische Entwicklung ein massiver Fachkräftemangel durch den 
Rückgang der Erwerbspersonen um 25 % bis 2050. Der Rückgang der Erwerbsbevölkerung bei 
gleichzeitigem Anstieg der Pflegebedürftigen wird die Finanzkraft der Kommune und die Auslas-
tung der Infrastruktur weiter unter Druck setzen. 

Analog zum Trend auf Bundesebene wandelt sich auch die politische Landschaft Warburgs. Im 
Stadtrat verlor die CDU die absolute Mehrheit, während die AfD mit 13,0 % drittstärkste Kraft 
wurde und ihr Ergebnis mehr als verdreifachte. Es zeigt sich eine Skepsis gegenüber etablierten 
Strukturen und es herrscht Unverständnis an der Verwendung von Steuergeldern für Demokra-
tieprojekte, wenn gleichzeitig Infrastruktur marode ist. 

Manifestation von Ungleichwertigkeitsideologien und Menschenfeindlichkeit 

Über soziale Medien verbreiten sich fremdenfeindliche Narrative, die teilweise auch in der loka-
len Bevölkerung verfangen. Soziale Medien sind dabei ein zentraler Ort der Radikalisierung und 
Verbreitung von Desinformation, der bis in die Schulen und Familien hineinwirkt. Diese müssen 
auf lokaler Ebene aufgearbeitet werden. Gleichzeitig sind Familien mit der Rolle teilweise über-
fordert, was Jugendzentren in die Rolle bringt, Medienkompetenz bei den Kindern und Jugendli-
chen stärken zu müssen. Dafür müssen mehr Ressourcen freigesetzt werden. 

Verortung in Sozialräumen 

Während ukrainische Geflüchtete oft dezentral in privatem Wohnraum leben, konzentrieren sich 
Asylbewerber anderer Herkunftsländer in städtischen Sammelunterkünften (z.B. Am Horenberg, 
Bahnhofstraße, Kleebrede). Diese Orte bergen das Risiko, soziale Hotspots zu werden und der 
Durchmischung entgegenzuwirken.  

Rahmenbedingungen  

Die ländliche Lage Warburgs erschwert die Anbindung von Minderheiten-Communities, die eher 
in größere Zentren (Paderborn, Kassel) abwandern was die Selbstorganisation vor Ort schwächt. 

Akteur*innen und Netzwerke 

Das Ehrenamt wird primär von älteren, privilegierten Milieus getragen. Es fehlt an einer Selbst-
vertretung der Betroffenen (Migranten, Jugendliche). Dies führt dazu, dass oft „über“ statt „mit“ 
den Zielgruppen gesprochen wird und Angebote an der Lebensrealität vorbeigehen („Bubble-
Effekt“). 

Akteur*innen und Netzwerke der demokratischen Zivilgesellschaft 

Vor Ort existiert eine eng vernetzte und kooperative Zivilgesellschaft, die von den „kurzen Wegen“ 
einer Kleinstadt profitiert. Ein zentrales organisatorische Rückgrat bildet das „Bündnis für Demo-
kratie und Toleranz“, unter dessen Dach sich diverse Akteure versammeln.  

Demokratiearbeit in Warburg auf einem funktionierenden Netzwerk informeller Kooperationen 
fußt, jedoch vor dem Schritt von der personellen Abhängigkeit hin zur strukturellen Verankerung 
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steht. Während sich die klare Arbeitsteilung zwischen niederschwelligem Ehrenamt (z. B. „Zweite 
Heimat“) und rechtssicherer Verwaltung bewährt hat, offenbaren sich in den Institutionen Lü-
cken: In Schulen darf Demokratiebildung nicht länger vom Engagement einzelner Lehrkräfte ab-
hängen, sondern erfordert eine „Top-Down“-Verankerung und Schulsozialarbeit. Auch das Ju-
gendzentrum wandelt sich vom reinen Treffpunkt zur Einzelfallhilfe gewandelt, was die Notwen-
digkeit angepasster Ressourcen unterstreicht. Kritisch wird außerdem betont, dass Partizipation 
(z. B. im Jugendforum) nur dann demokratiefördernd wirkt, wenn sie nicht an Ressourcenmangel 
scheitert; andernfalls wird Demokratie von den Jugendlichen als bloßes „Spiel“ ohne Konsequenz 
erlebt. 

Zukünftige Strategien können auf die Etablierung „Dritter Orte“ wie das Haus Pennig setzen, um 
Begegnungen jenseits der eigenen „Bubble“ zu ermöglichen und Themen wie Einsamkeit strate-
gisch nutzbar zu machen. Zudem gibt es einen Teil der Bevölkerung, der Projekte wie „Demokra-
tie leben!“ kritisch sieht und für den demokratische Bildung als Elitenprojekt wahrgenommen 
wird, das an ihren Alltagssorgen vorbeigeht. Stattdessen wird eine stärkere Beteiligung der Ak-
teur:innen vor Ort gefordert und niederschwellige, handlungsorientierte Ansätze (z. B. Kochkurse, 
Skatepark) favorisiert, die Selbstwirksamkeit erfahrbar machen.  
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